
Diese zentrale Anordnung war Ausgangspunkt und Pseudo-Legitimation für viele Tausend 
Schwangerschaftabbrüche an Zwangsarbeiterinnen reichsweit
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Dietrich Mau

Kommunales Gesundheitswesen und 
NS-Repressionspolitik

Organisation und Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen 
an Zwangsarbeiterinnen im Kreis Oldenburg (Holstein) 1943–1945

Szenario. Anfang 1942 herrscht unter den Akteuren des Vierjahres-Pla-
nes eine Grundstimmung von Hilflosigkeit. Die Front hat sich im Osten 
festgefahren, die Verluste sind erheblich. Die unerwarteten Ereignisse 
lösen einen fundamentalen Richtungswechsel aus. Für einen erneuten 
Vormarsch benötigt Wilhelm Keitel zwei Millionen Soldaten, die Albert 
Speer – gerade für den tödlich verunglückten Fritz Todt als Rüstungs-
minister etabliert – ersetzt wissen will. Den bisher für den Arbeitseinsatz 
Zuständigen traut er diese Aufgabe nicht zu und schlägt Göring mit Fritz 
Sauckel eine Neubesetzung vor. Im März 1942 erhält dann Sauckel durch 
einen Führererlass das umfassende Mandat als „Generalbevollmächtigter 
für den Arbeitseinsatz“ (GBA), ein weiterer Beitrag zur Verwilderung der 
staatlichen Vertikalität. 

So umfassend das Mandat auf dem Papier ist, auch Sauckel ist zur 
Kooperation mit Konkurrenten verurteilt. Und hier zeigt sich vor allem 
Reichsführer-SS Heinrich Himmler als unberechenbarer Widersacher. 
Einerseits ist Sauckel auf der Beschaffungsseite auf Himmlers Repressi-
onsapparat angewiesen, andererseits behindert Himmler mit seiner „Ver-
nichtung-durch-Arbeit“-Strategie, vor allem aber mit seinen restriktiven 
Polen- und Ostarbeiter-Erlassen1 einen halbwegs effizienten Arbeitseinsatz 
im Reich. 

Als Sauckel Ende 1942 in der Frage der Behandlung schwangerer 
Zwangsarbeiterinnen immer noch keine Arbeitsgrundlage mit Himmler 
gefunden hat, reagiert er mit einem Basta-Erlass. Bislang kehren schwan-
gere Zwangsarbeiterinnen zur Entbindung in die Heimat zurück, Sau-
ckels neuer Erlass vom 22. April 19432 untersagt eine Rückführung. Die 
notwendigen Entbindungs- und Unterbringungsinfrastrukturen, so Sau-
ckels Vorstellung, sollten einvernehmlich zwischen Arbeitsverwaltung und 
Betrieben unter Mitwirkung von staatlichen und parteibezogenen Stellen 
entstehen. 

Doch die Arbeitsverwaltung ist mit dieser Aufgabe überfordert, staat-
liche Stellen zeigen sich wenig kooperativ. Bereits nach wenigen Monaten 
erkennt Sauckel ernüchtert, dass er mehr versprochen hat, als er halten 
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kann. Entlastung verspricht er sich von der Freigabe des bislang strikt 
verbotenen Schwangerschaftsabbruchs für schwangere „Ostarbeiterinnen“ 
und Polinnen durch Reichsgesundheitsführer Conti.3 Hinzu käme in der 
Regime-Logik ein Synergieeffekt: Die Frauen wären schnell wieder arbeits-
fähig, und die lästige Frage der Unterbringung der Kinder würde entfallen.

Prolog. Maria W. machte sich am 14. August 1944 auf den Weg von Ban-
nesdorf nach Burg, zunächst zu Fuß, von Burg dann mit der Inselbahn 
über den Fehmarn-Sund nach Heiligenhafen. Hier stieg sie in den Zug 
nach Neustadt, von dort ging es mit der Bäderbahn nach Lübeck. Ziel 
war das Lübecker Krankenhaus Ost. In der Frauenklinik wurde Maria W. 
schon erwartet. Im Patientenaufnahmebuch wurde sie als „Russin“ erfasst, 
beschäftigt beim „Gastwirt Albers in Bannesdorf auf Fehmarn“. 

Die Operation, eine „genehmigte Schwangerschaftsunterbrechung“ 
auf Grund eines Beschlusses der Gutachterstelle der Ärztekammer in Bad 
Segeberg vom 27. Juli 1944, fand am nächsten Tag statt. Zunächst wurde 
ihre Bauchdecke mit einem Schnitt geöffnet, dann mit einem „Isthmus-
schnitt“ der Zugang zur Gebärmutter. Die „Frucht“ wurde entnommen 
und entsorgt und im Protokoll die Größe „entsprechend Grav. Mens VI/
VII“ vermerkt. Schwangerschaftsabbrüche nahm in der Frauenklinik routi-
nemäßig Assistenzärztin Dr. Theresa Hiebl vor, bei komplizierteren Eingrif-
fen die Oberärztin Dr. Maria Wissler und in Notfällen auch der Chefarzt 
der Frauenklinik, Prof. Dr. Heinz Kirchhoff. 

Die Oberärztin protokollierte den Eingriff auf dem dafür vorgesehe-
nen Formular. Der Vollzug des Schwangerschaftsabbruchs wurde „an den 
Herrn Leiter der ärztlichen Gutachterstelle in Bad Segeberg“ und „an den 
Herrn Amtsarzt in Oldenburg (Holstein)“ geschickt. Die „ausgeräumte“ 
Patientin Maria W. blieb noch bis zum 25. August 1944 in der Klinik und 
erreichte Bannesdorf einen Tag vor ihrem 21. Geburtstag, am 26. August. 
Auf ihrer Krankenkassenkarte, der zu entnehmen ist, dass sie als Arbei-
terin in der Lohnstufe II monatlich 15 RM in bar und Unterkunft und 
Verpflegung erhielt, wurde der Krankenhausaufenthalt in Lübeck nicht 
vermerkt. Die Kosten für die Bahnkarte, den Schwangerschaftsabbruch 
und den Klinikaufenthalt übernahm das Arbeitsamt Burg, eine Nebenstelle 
des Arbeitsamts Lübeck.4 

Am 5. Mai 1945 meldete der „Betriebsführer“ Alberts sein „Gefolg-
schaftsmitglied“ ab. Über das weitere Schicksal von Maria W. ist nichts 
bekannt.

Vorgehen und Grundlagen. Der Fall von Maria W[...] ist einer von 100 
dokumentierten Fällen von „Schwangerschaftsunterbrechungen“5 in den 



Jahren 1943 bis 1945 im Bereich des Amtsarztes des Kreises Oldenburg in 
Holstein. 

Um einen Einblick in diesen ab Anfang 1943 zugewiesenen „neuen“ 
Arbeitsbereich des öffentlichen Gesundheitsdienstes im Nationalsozialis-
mus gewinnen zu können, wurden die in einer Handakte im Schleswig-
Holsteinischen Landesarchiv Schleswig aufbewahrten Dokumente des 
Amtsarztes in chronologischer und sachlicher Reihenfolge ausgewertet und 
in den Kontext der Anordnungen, Erlasse und Anweisungen der Reichs- 
und Mittelinstanzen gestellt. Ob dieser Dokumentenbestand abschließend 
die Gesamtheit aller einschlägigen Vorgänge darstellt, lässt sich nicht mit 
Sicherheit sagen. Darüber hinaus wurde für diese Untersuchung die vor-
handene regionale Literatur zu den Themen Zwangsarbeit und Gesund-
heitsversorgung ausgewertet.6  

Im Zentrum der folgenden Betrachtung steht in Form einer detaillierten 
Nahaufnahme die Dokumentation und Auswertung der konkreten Arbeit 
des Amtsarztes des Kreises Oldenburg bei der Bearbeitung der Schwanger-
schaftsabbrüche im Rahmen der „nationalsozialistischen Erb- und Rassen-
pflege“. 

Der Amtsarzt des Staatlichen Gesundheitsamtes Oldenburg (Holstein)

Person. Die Gesundheitsämter der Kreise und kreisfreien Städte der Pro-
vinz Schleswig-Holstein waren in der Regel mit einem Medizinalrat als 
leitendem Amtsarzt, ein bis zwei weiteren Ärzten sowie „Gesundheits-
pflegern“, Büropersonal und weiteren Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen besetzt. Im Juli 1933 meldete der Regierungspräsident die Namen 
der Mediziner an den Oberpräsidenten. Für den Kreis Oldenburg wurde 
Medizinalrat Dr. Gerhard Simon7 genannt.8 Da die Amtsärzte auch eine 
Schlüsselrolle im NS-Sterilisierungsprogramm einnahmen, verlangten die 
Machthaber von ihnen uneingeschränkte politische Loyalität sowie die 
Befürwortung einer selektiven Eugenik.

Noch vor der Reorganisation der Gesundheitsämter Mitte 19349 nahm 
der Landrat des Kreises Oldenburg in Holstein eine Neubesetzung der 
Leitung des Gesundheitsamtes vor. Am 22. Januar 1934 teilte der Landrat 
Dr. Mohr im Kreisanzeiger mit, dass der Kreisarzt Medizinalrat Dr. Simon 
Oldenburg i. H. zum 1. Februar 1934 nach Neuhaldensleben versetzt 
und zum 22. Februar beurlaubt worden sei. Die kreisärztlichen Dienstge-
schäfte übernahm vertretungsweise bis auf weiteres Medizinalrat Kreisarzt  
Dr. Hermann Ohm in Plön.10 

Gründe für seine Ablösung Anfang 1934 sind in den Akten nicht zu fin-
den. Möglicherweise lag es an seinem früheren politischen Engagement in 

45



46

der linksliberalen, republikorientierten Deutschen Demokratischen Partei 
(DDP) oder an der Befehlsverweigerung, die er im April 1933 als Kolon-
nenarzt des DRK erleben musste.11  

Die Dienstgeschäfte übernahm vertretungsweise bis auf weite-
res der Amtsarzt des Kreises Plön, Medizinalrat Dr. Hermann Ohm.12  

Simons Nachfolger wurde einer Mitteilung vom 29. März 1934 zufolge 
Medizinal-Assessor Dr. Georg Störmer aus Berlin.13 Mit Wirkung vom  
1. April 1934 wurde er mit der Übernahme der Kreisarztstelle für den Kreis 
Oldenburg beauftragt.14  

Anlässlich einer Visitation durch die Provinzialverwaltung im Jahr 1935 
wurden Störmers Lebensdaten und Karrierestationen in der Personalakte 
festgehalten. Darin wurden vermerkt: Georg Störmer, geboren am 3. März 
1898 in Danzig, studierte Medizin an der Friedrich-Wilhelms-Universität 
Berlin. Die medizinische Fakultät dieser Universität war eng mit der Cha-
rité verbunden, die als Klinikum und Ausbildungsstätte diente. Disserta-
tion15 und Approbation erfolgten 1924 in Berlin, die ärztliche Prüfung fand 
am 1. April 1923 statt. Als Laufbahnstationen wurde vermerkt: die Kinder-, 
Frauen und Nervenklinik der zur Medizinischen Fakultät der Friedrich-
Wilhelms-Universität gehörenden Charité und die Heil- und Pflegeanstalt 
Berlin-Buch. 

Zum Zeitpunkt der Besichtigung war Dr. Störmer kein Mitglied der 
NSDAP. Seit dem 9. Juni 1934 war er Sturmarzt beim Segel-Fliegersturm 
Oldenburg.16 Wie sein Vorgänger Dr. Simon übernahm Dr. Störmer auch 
die Aufgabe des Kreiskolonnenarztes beim Roten Kreuz. Nach Ende des 
Mitgliederaufnahmestopps 1936 trat Dr. Störmer am 1. Mai 1937 der 
NSDAP bei (Mitglieds-Nr. 4020644).

Schwangerschaftsunterbrechungen bei Ostarbeiterinnen 
als „neues“ Arbeitsfeld 

Wichtige Arbeitsfelder des Amtsarztes lassen sich mithilfe der Unterlagen 
rekonstruieren, die vom Kreis Ostholstein 1987 an das Schleswig-Holsteini-
sche Landesarchiv übergeben wurden und weitgehend vollständig erhalten 
sein dürften.17 Das Konvolut aus den Jahren 1933 bis 1945 enthält Akten zu 
sieben Arbeitsbereichen. Zum Thema „Schwangerschaftsunterbrechung“ 
sind vier Akten erhalten.18

Verwaltungstechnisches Vorgehen. Am 10. Juni 1943 erhielt das Staatliche 
Gesundheitsamt Oldenburg ein formloses Schreiben des Landeskranken-
hauses der Provinz Schleswig-Holstein, Abt. Frauenklinik, unterschrieben 
vom Chefarzt Dr. August Giesecke. Der Wortlaut des Schreibens:



„Unter dem Datum vom 4. Juni 1943 gab die Reichsärztekammer 
Schleswig-Holstein in Bad Segeberg die Genehmigung zur Schwanger-
schaftsunterbrechung bei der Ostarbeiterin Katharina D[…] aus Mühlen-
kamp bei Neustadt i. H. Von Herrn Dr. Franck, Neustadt i. H., der am  
24.5. den dahingehenden Antrag gestellt hatte, wurde die Pat. der Landes-
frauenklinik zur Ausführung des Eingriffes überwiesen. Ich melde hier-
mit, daß die Schwangerschaftsunterbrechung heute bei uns ausgeführt und 
komplikationslos verlaufen ist. Heil Hitler!“19 

Aus diesem Schreiben lässt sich das grundsätzliche verwaltungstechni-
sche Prozedere rekonstruieren: Am 24. Mai 1943 musste sich die schwange-
re „Ostarbeiterin“ Katharina D. aus Mühlenkamp, einer kleinen Ortschaft 
in der Nähe von Altenkrempe, bei Dr. Hermann Franck vorstellen, einem 
Neustadter Allgemeinmediziner. Aus der Formulierung des Chefarztes 
ist zu entnehmen, dass Dr. Franck den „dahingehenden Antrag“ auf eine 
Schwangerschaftsunterbrechung stellte. Dieser Antrag wurde an die Gut-
achterstelle für Schwangerschaftsunterbrechung bei der Ärztekammer in 
Bad Segeberg geschickt. 

Am 4. Juni genehmigten die Gutachter den Antrag. In der Frauen-
klinik in Neustadt wurde am 9. Juni, also 14 Tage nach Antragstellung, 
die „Schwangerschaftsunterbrechung“ vorgenommen. Den Vollzug unter 
Angabe eines komplikationslosen Verlaufs teilte der Chefarzt dem Staatli-
chen Gesundheitsamt des Kreises Oldenburg mit. Diesen ersten Fall nahm 
der Amtsarzt, Dr. Störmer, nur zur Kenntnis und informierte darüber hin-
aus mit Datum vom 17. Juni 1943 den Landrat Ernst Poel.20 

Das Besondere an diesem ersten Fall ist die Frühzeitigkeit der Antrag-
stellung und die Zügigkeit der Durchführung. Bereits zehn Wochen nach 
der Anordnung des Reichgesundheitsführers Dr. Conti wurde im Kreis 
Oldenburg der erste genehmigte Schwangerschaftsabbruch an einer 
Zwangsarbeiterin vorgenommen. Alle Akteure waren trotz der Skizzen-
haftigkeit der Anordnung offensichtlich frühzeitig in jeweils organisations-
bedingter Ausführlichkeit von den zuständigen Stellen informiert worden: 
– die Ärztekammer in Segeberg als weisungsgebundene Untergliederung 
von der Reichsärztekammer; 
– die niedergelassenen Ärzte und Krankenhäuser von der Ärztekammer; 
– die Deutsche Arbeitsfront (DAF) und der Reichsnährstand vom Gene-
ralbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz (GBA) und von den Arbeits-
ämtern; 
– die schwangeren Zwangsarbeiterinnen von ihren „Betriebsführern“ und 
schließlich
– vom Oberpräsidenten Schleswig21 der Landrat und der zuständige Amts-
arzt. 
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Beruhigend mag zunächst für Dr. Störmer gewesen sein, dass die „Unter-
brechung“ in der Frauenklinik des Landeskrankenhauses Neustadt vor-
genommen wurde. Störmer konnte also davon ausgehen, dass die in der 
Landesheilanstalt seit 1935 eingeübte Praxis der Sterilisation und des 
Schwangerschaftsabbruchs auch im „neuen“ Landeskrankenhaus fort-
gesetzt werden und ein nennenswerter Zugriff auf die Infrastruktur und 
Krankenhäuser „seines“ Kreises nicht erfolgen würde.

Handlungsrahmen des Amtsarztes. Abschließende Orientierung bot 
für den Amtsarzt ein kollegiales und „vertrauliches“ Schreiben vom 21. Juli 

Verfügung des Reichsgesundheits- 
führers Conti vom 11. März 1943

„Im Einvernehmen mit dem Reichskom-
missar für die Festigung des deutschen 
Volkstums ordne ich unter Bezugnahme 
auf das mir vom Generalbevollmächtigten 
für den Arbeitseinsatz unter dem 21. Mai 
1942  übertragene Weisungsrecht an, dass 
bei Ostarbeiterinnen abweichend von den 
,Richtlinien für Schwangerschaftsunter-
brechung und Unfruchtbarmachung aus 
gesundheitlichen Gründen΄ (herausgegeben 
von der Reichsärztekammer, bearbeitet von 
Professor Dr. Hans Stadler, Lehmanns Ver-
lag, München 1936) verfahren werden und 
auf Wunsch der Schwangeren die Schwan-
gerschaft unterbrochen werden kann. Zur 
Erledigung solcher Wünsche ist folgender-
maßen zu verfahren: Der Antrag ist an die 
Gutachterstelle für Schwangerschaftsunter-
brechung der zuständigen Ärztekammer zu 
leiten. Diese setzt sich mit dem Beauftragten 
des Reichskommissars für die Festigung des 

deutschen Volkstums in Verbindung. Bei Zustimmung dieser Dienststel-
le zu dem Antrag auf Unterbrechung entscheidet die Gutachterstelle und 
beauftragt einen Arzt mit der Durchführung. Als geeignete Einrichtun-
gen zur Durchführung kommen auch die für die Ostarbeiter eingerichte-
ten Krankenbaracken, insbesondere diejenigen, in denen die Entbindun-
gen von Ostarbeiterinnen stattfinden, in Betracht. 
München, den 11. März 1943. Gez. Dr. L. Conti.“22

Dr. Leonardo Conti (1900–1945), schwei-
zerisch-deutscher Mediziner, ab 1939 
Reichsgesundheitsführer, Beteiligter an NS-
Krankenmorden
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1943 des Leitenden Arztes bei den Landesarbeitsämtern Nordmark und 
Schleswig-Holstein, Dr. med. Heinrich Strohmann.23  

Während es andere Landesarbeitsämter im Reich bei der unkommen-
tierten Weitergabe der Anordnung des Reichsärzteführers Conti beließen, 
übersetzte Strohmann für seinen Amtsbereich Schleswig-Holstein, Ham-
burg und Mecklenburg die Anordnung akribisch, ergänzte sie mit Hin-
weisen der Reichsärztekammer und stärkte vor allem die Rolle der Ärzte. 
Strohmann war es besonders wichtig, dass die Anträge auf „Schwanger-
schaftsunterbrechung“ grundsätzlich von einem Arzt zu stellen waren. 
Dabei interessierte ihn allerdings nicht das Wohl der „Ostarbeiterinnen“ 
und Polinnen, sondern er legte großen Wert auf eine verzögerungsfreie und 
reibungslose Erledigung der Anträge. Lager- oder Betriebsführer seien, wie 
Strohmann ausführte, nicht in der Lage, einen Schwangerschaftszustand 
angemessen zu beurteilen. Deshalb müsse in jedem Fall der Antrag durch 
einen Arzt gestellt werden. Eine schriftliche Erklärung der „Ostarbeiterin“ 
bzw. Polin24 sei nicht erforderlich, sie könne von den Ärzten selbst beige-
fügt werden. 

Was Strohmanns Erläuterung nicht enthält, ist die (eigentlich zentra-
le) Frage des Zwecks der gutachterlichen Prüfung, vor allem auch keinen 
Hinweis, was passiert, wenn der Antrag durch die Gutachterstelle der Ärz-
tekammer abgelehnt werden sollte. Die Beteiligung eines Beauftragten des 
Reichskommissars für die Festigung des deutschen Volkstums bleibt eben-
falls unerwähnt, ebenso die Einbindung der NS-Volkswohlfahrt (NSV) für 
den Fall einer Ablehnung der Schwangerschaftsunterbrechung. 

Die Vorgabe Contis, Schwangerschaftsabbrüche nur in den für die 
„Ostarbeiterinnen“ eingerichteten Krankenbaracken vorzunehmen, konnte 
der Amtsarzt für den Kreis Oldenburg nicht berücksichtigen. Weder das 
Kreiskrankenhaus Oldenburg und das Krankenhaus Burg noch das Kreis-
krankenhaus Eutin verfügten Anfang 1943 über gesonderte Krankenbara-
cken. Immerhin konnte Dr. Störmer von einer Fortführung der Schwanger-
schaftsabbrüche auch im Landeskrankenhaus Neustadt ausgehen. 

Amtsärztliche Interventionen. Umso beunruhigter mag Dr. Störmer 
gewesen sein, als er – ein Vierteljahr später – mit Eingangsstempel vom 15. 
September 1943 drei Fälle ausgerechnet aus Burg auf Fehmarn erhielt, dem 
kleinsten Krankenhaus des Kreises Oldenburg.25 Für drei „Ostarbeiterin-
nen“ wurde vom Krankenhaus Burg eine „künstliche Schwangerschaftsun-
terbrechung“ bescheinigt. Der unterschreibende Arzt Dr. Rießen bestätigte 
einen „komplikationslosen Verlauf“. Hinweise auf beantragende Ärzte oder 
einen Genehmigungsvermerk der Gutachter in Segeberg fehlten. Die Mel-
dung aus Burg erfolgte nicht formlos, sondern als ausgefüllte „Anzeige 
einer Unterbrechung der Schwangerschaft, einer Fehlgeburt oder Früh-
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geburt gem. Art. 12 der Vierten Verordnung zur Ausführung des Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 18. Juli 1935“, einem For-
mat, das dem Amtsarzt aus seiner bisherigen Tätigkeit schon vertraut war.26  

Nach Burg trafen weitere Fälle aus dem Kreiskrankenhaus Oldenburg 
ein. Zwar wurden dort auch schon früher Schwangerschaftsabbrüche vor-
genommen, allerdings an deutschen Patientinnen. Das Kreiskrankenhaus 
verfügte nicht über eine, wie der Reichsgesundheitsführer es erwartete, 
gesonderte Krankenbaracke für „Ostarbeiterinnen“ und Polinnen, sondern 
nur über eine begrenzte Anzahl von Betten für „ausländische Arbeitskräf-
te“. Der leitende Arzt des Kreiskrankenhauses, Dr. Voß, unterschrieb alle 
einschlägigen Anzeigeformulare. 

Diese Fälle und die Annahme vermutlich weiter steigender Zahlen ver-
anlassten den Amtsarzt, seine bisher geübte Zurückhaltung aufzugeben 
und gegenüber dem „Herrn Regierungspräsidenten in Schleswig“ als Mit-
telinstanz tätig zu werden.

Im Schreiben vom 13. Dezember 1943 führte Dr. Störmer aus, dass für 
den hiesigen Bereich für die Schwangerschaftsunterbrechung von „Ostar-
beiterinnen“ nur die Krankenhäuser in Oldenburg und Eutin zu Verfügung 
stünden, diese jedoch ständig überfüllt seien.27 Die Unterbringung der 
„Ostarbeiterinnen“ stoße auf große Schwierigkeiten und in der Behand-

Beschwerde Dr. Störmers über unzureichende Räumlichkeiten für Schwangerschaftsabbrüche

Q
ue

lle
: L

AS
H

 A
bt

. 3
29

 N
r. 

13



lung auf zeitliche Verzögerungen. Störmer hielt es daher für notwendig, 
der Landesfrauenklinik in Neustadt eine Abteilung für „Ostarbeiterinnen“ 
in Form einer Baracke anzugliedern. Erkennbares Ziel des amtsärztlichen 
Engagements war es, vornehmlich den eigenen Amtsbereich von dieser 
nur geringe Anerkennung versprechenden und zugleich lästigen Aufgabe 
freizuhalten.

Da die Antwort vermutlich negativ ausfiel, startete Dr. Störmer wenig 
später einen weiteren Versuch, um zumindest die Versorgungsstruktur sei-
nes Kreises zu verbessern.28 Am 18. Dezember 1943 schrieb er das „Lan-
desarbeitsamt Nordmark in Kiel“29 an, beklagte auch hier die Unterbrin-
gungsschwierigkeiten von „Ostarbeitern“ und fragte nach dem Stand einer 
bereits im Oktober 1942 angekündigten Baracke für das Kreiskrankenhaus 
Oldenburg. Er bat um Mitteilung, ob mit einer Zuteilung in Kürze gerech-
net werden könne. 

Der Präsident des Gauarbeitsamts und Reichstreuhänder der Arbeit 
Schleswig-Holstein zeigte sich in seinem Antwortschreiben vom 22. Dezem-
ber 1943 überrascht.30 Schon am 19. Juli 1943 habe er dem Landrat mitge-
teilt, dass dem Kreis vom Reichsministerium Speer ein Barackenkontingent 
zur Errichtung einer Massiv-Baracke zur Verfügung gestellt worden sei. Da 
vom Landrat im August 1943 bereits Materialien für die Inneneinrichtung 
einer Krankenbaracke angefordert worden seien, sei er, der Präsident des 
Gauarbeitsamts, der Auffassung gewesen, dass die Baracke sich ihrer Fer-
tigstellung nähere.

Über den Verbleib und die Verwendung der Baracke schweigt sich 
das Quellenmaterial aus. Es ist denkbar, dass die Baracke in Lensahn zur 
Errichtung des „Kinderheims Ost“, eine Entbindungs- und Kleinkinder-
aufbewahrungseinrichtung, vorgesehen war. 

Am 27. Dezember 1943 unternahm Störmer einen weiteren Versuch, 
das Problem örtlich und damit aus seinem Zuständigkeitsbereich auszula-
gern und dem Landeskrankenhaus in Neustadt zuzuschreiben.31 In einem 
„vertraulichen Schreiben“, dieses Mal an die Ärztekammer in Segeberg, 
beklagte er aufgrund fehlender Krankenbaracken die Unterbringungs-
schwierigkeiten der „Ostarbeiterinnen“. Deshalb habe er der Regierung 
in Schleswig vorgeschlagen, der Landesfrauenklinik in Neustadt eine ent-
sprechende Baracke anzugliedern, und habe einen entsprechenden Antrag 
gestellt. Offensichtlich zur argumentativen Stützung seines Anliegens bat er 
die Ärztekammer um ausführliche Angaben, wie viele Anträge auf Schwan-
gerschaftsabbrüche für die Kreise Oldenburg und Eutin in Bad Segeberg 
bereits gemeldet worden seien.

Für die Reichsärztekammer, Ärztekammer Schleswig-Holstein, ant- 
wortete der Geschäftsführende Arzt Dr. Oskar Voigt.32 Mit Schreiben vom 
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4. Januar 1944 führte Voigt aus, dass er unterrichtet sei, und wies dar-
auf hin, dass Schwangerschaftsabbrüche bereits in der Landesfrauenklinik 
stattfänden, andere im Krankenhaus Eutin. Die von Dr. Hans Andresen in 
Ahrensbök beantragten Unterbrechungen seien zum Teil auch im Kreis-
krankenhaus Bad Segeberg durchgeführt worden.

Am 17. Februar 1944 erhielt Störmer eine Antwort auf sein Schreiben 
vom 13. Dezember 1943.33 Kurz und knapp teilte der Regierungspräsident 
Schleswig mit, dass nach Mitteilung des Gauarbeitsamtes Schleswig-Hol-
stein keine Krankenbaracke vom Generalbevollmächtigen für den Arbeits-
einsatz mehr zugewiesen werden könne. Außerdem merkte er an, dass das 
Landeskrankenhaus Neustadt bereit sei, anfallende Abbrüche vorzuneh-
men. Unterschrieben war die Mitteilung von Ministerialrat Dr. Arnold 
Habernoll.

Laut Anzeige einer „Unterbrechung der Schwangerschaft“, Vordruck 
8, war vorgesehen, dass die Durchführung der Unterbrechung vom An-
zeigenpflichtigen an den „Herrn Amtsarzt oder an den Herrn Leiter der 
Gutachtenstelle“ binnen drei Tagen nach Ausführung zu melden seien. 
Über diese Meldungen hinaus erwarteten auch die nicht-staatlichen Dienst-
stellen der NSDAP Meldungen. Aufgrund der Nachfrage des Gauamtes für  
Volksgesundheit in Bad Segeberg, geleitet von Dr. Hans Rinne, nahm  

Der Geschäftsführende Arzt Dr. Voigt zum seinerzeittgen Stand der Abtreibungen, Januar 1944
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Schwangerschaftsabbrüche: idealtypischer Organisationsablauf

vorbereitend

konkret

1. Der „Betriebsführer“ befolgt die Anordnung und schickt die schwangere Zwangs- 
arbeiterin zum niedergelassenen Arzt (Mitwirkung oder Zwang?)

2. Der Arzt stellt Antrag auf Abbruch bei der Gutachterstelle, angesiedelt bei der 
Ärztekammer (Monopolstellung des Arztes, Sprach- und Übersetzungsprobleme, 

Unterschrift der Zwangsarbeiterin nicht notwendig)

4. Der beantragende Arzt erhält die Genehmigung und nimmt eine Überweisung 
der Zwangsarbeiterin in ein Krankenhaus vor (Auswahl nach Vorgabe des Amts-
arztes?) Im Kreis Oldenburg: Oldenburg, Burg, Eutin (Ausweichtermin), Neustadt 

(Ausweichtermin), Lübeck (für zeitlich fortgeschrittene Schwangerschaften)

3. Die Gutachterstelle „prüft“ und genehmigt den Schwangerschaftsabbruch (Stel-
len des RKFV werden nur eingeschaltet, wenn der „Erzeuger guten Blutes“ ist. Im 

Oldenburger Aktenkonvolut ist kein einziger Fall dokumentiert)

5. Die schwangere Zwangsarbeiterin erhält einen Krankenhaustermin und nimmt 
diesen wahr (Mitwirkung oder Zwang?)

6. Nach dem Schwangerschaftsabbruch erhalten der Amtsarzt und die Gutachter-
stelle vom Krankenhaus eine „Vollzugsmeldung“

1. Information über die Conti-Anordnung durch GBA an DAF/Reichsnährstand, 
erfolgte relativ früh; Umsetzung bei der DAF organisationsbedingt zügiger und 
umfassender als beim Reichsnährstand (Kreisbauernführer, Ortsbauernführer)

2. (informelle und deshalb schleppende) Information der „Betriebsführer“ über die 
Mitwirkungspflicht durch DAF/Reichsnährstand
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Störmer mit Schreiben vom 3. und 8. März 1944 einen Abgleich der Namen 
der Frauen vor, bei denen ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen 
worden war.34  

Vorgesehen war auch eine Berichtspflicht über Anträge von Schwanger-
schaftsabbrüchen gegenüber der Geheimen Staatspolizei. Diese Dienststel-
len erwarteten, dass „in jedem Falle die Einwilligung der Schwangeren zur 
Schwangerschaftsunterbrechung schriftlich herbeizuführen“ seien. Waren 
die Zwangsarbeiterinnen „zu einer solchen Erklärung nicht zu bewegen“, 
musste der Meldung ein entsprechender Vermerk beigefügt werden. Weder 
im Aktenkonvolut des Amtsarztes noch in den (spärlich vorhandenen) 
Unterlagen der Gestapo-Stelle Oldenburg sind Berichte vorhanden.35   

Im Frühjahr 1944 forderte der Reichsgesundheitsführer Conti alle Mit-
telinstanzen auf, einen Bericht über die Krankenhäuser für ausländische 
Arbeitskräfte vorzulegen.36 Für den Oberpräsidenten der Provinz Schles-
wig-Holstein antwortete der Leitende Medizinalbeamte, Dr. Alfred Walde-
mar Lenz.37 Berichterstatter der Übersicht, datiert vom 12. Juni 1944, war 
der Ministerialrat Habernoll. 

Für den Kreis Oldenburg standen demnach im Kreiskrankenhaus 
Oldenburg sechs Betten für männliche und vier Betten für weibliche aus-
ländische Arbeitskräfte zur Verfügung. Außerdem befand sich eine Bara-
cke mit 25 Betten für ausländische Arbeitskräfte im Bau. Für den Kreis 
Eutin standen im Kreiskrankenhaus Betten für je sechs männliche und 
weibliche Patienten zur Verfügung. In den städtischen Krankenanstalten 
der Hansestadt Lübeck standen für Ausländer folgende Betten bereit: 45 
Betten für medizinische Fälle, 47 Betten für chirurgische Fälle, neun Betten 
für gynäkologisch-geburtshilfliche Fälle. Der Nachbarkreis Plön hielt im 
Krankenhaus Lütjenburg 22 Betten vor, diese waren hauptsächlich von 
Ausländerinnen, die entbunden werden sollten oder eine Fehlgeburt hat-
ten, belegt. Die Kapazitäten der Frauenklinik des Landeskrankenhauses 
Neustadt blieben unerwähnt, obwohl dort eine Vielzahl von Geburten und 
Schwangerschaftsabbrüchen dokumentiert sind. Im Selbstverständnis des 
Regierungspräsidenten bzw. Landeshauptmanns war das Ausweichkran-
kenhaus Neustadt nicht für Ausländerinnen vorgesehen. 

Amtsarzt Störmer legte großen Wert auf vorgeschriebene und korrekte 
Verfahrensabläufe. Als im September 1944 der Chefarzt der Frauenkli-
nik im Landeskrankenhaus Neustadt, Dr. August Giesecke, wieder zwei 
durchgeführte Schwangerschaftsabbrüche formlos an das Gesundheitsamt 
meldete, forderte er den Chefarzt der Frauenklinik schriftlich auf, künftig 
auf dem vorgeschriebenen Formblatt zu melden.38 Formulare, so belehrte 
er den Chefarzt, hätten alle Ortspolizeibehörden vorrätig zu halten. Mittler-
weile hatte sich ein bürokratisiertes Berichtssystem eingespielt.39 
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Meldung einer Schwangerschaft an das Gesundheitsamt Oldenburg, Dezember 1944
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Eine Polin aus Lenste wird wegen ihrer Schwangerschaft gemeldet, Dezember 1944



56

Das mag für die Antragsstellung auch für die Ortspolizeibehörde der 
Gemeinde Cismar zugetroffen haben. Dennoch suchte der Amtsvorsteher 
in seiner Funktion als Ortspolizeibehörde einen eigenen informellen Weg. 
Am 4. Dezember 1944 meldete er in einem formlosen Kurzschreiben dem 
Amtsarzt, dass die Russin Luba K., geboren am 18. August 1921 in Wil-
lisch im Kreis Witebsk, beschäftigt bei dem Bauern Theodor Hüttmann  
in Guttau, nach Angaben des Arbeitgebers im zweiten Monat schwanger 
sei. Zwei Tage später meldete er die Polin Wladislawa K., geboren am  
14. Oktober 1925, beschäftigt bei dem Bauern Hasso Möller in Lenste-
Ziegelei. In beiden Fällen „versteckten“ sich die „Betriebsführer“ hinter 
dem Amtsvorsteher und ließen diesen „um weitere Veranlassung“ bit-
ten.40 

So menschenverachtend das Dienstgeschäft selbst gewesen sein mag, 
Form und Einhaltung des Dienstweges waren Störmer schon bei der 
Antragstellung wichtig. Er ließ in einem Schreiben vom 13. Dezember 1944 
dann den Amtsvorsteher alternativlos wissen, dass die „betreffenden Per-
sonen selbst“ einen Antrag auf Schwangerschaftsunterbrechung bei einem 
Arzt stellen müssen.41 Weder Wladislawa K. noch Luba K. tauchten in der 
Folgezeit auf der Liste der Namen auf, für die eine Schwangerschaftsunter-
brechung gemeldet wurde. 

Rolle des Amtsarztes. Obgleich Störmers Rolle im Kern eine nachrangige 
war, begriff er das Feld der Schwangerschaftsabbrüche primär als logisti-
sche Herausforderung. Seine Funktion erschöpfte sich weitgehend darin, 
auf die Einhaltung des Dienstweges zu insistieren und gegenüber den Mit-
telinstanzen intervenierend einzugreifen, um prozedurale Korrektheit zu 
erzwingen. Da ihm weder im Antrags- noch im Gutachterverfahren eine 
materielle Entscheidungskompetenz zukam, beschränkte sich sein Wirken 
auf eine Pedanterie hinsichtlich des reibungslosen Verfahrensabschlusses. 
Letztlich fungierte er lediglich als administrative Instanz, welche die Vor-
gänge zur formalen Vervollständigung des Verwaltungsaktes zu den Akten 
nahm.

Auswertung der Anzeigen

Fälle. Während die Standesämter des Kreises Oldenburg die von ausländi-
schen Arbeiterinnen geborenen Kinder lückenlos registriert haben, können 
Schwangerschaftsabbrüche im Kreis nur durch das zum Teil lückenhafte 
institutionalisierte Meldeverfahren dokumentiert werden. Das erhaltene 
und archivierte Konvolut des Amtsarztes des Kreises Oldenburg enthält 
insgesamt 102 Fälle.42  



Herauszunehmen ist ein Fall, der eine deutsche Patientin betrifft. Bei 
dieser 37-jährigen verheirateten Frau aus dem Raum Eutin wurden im Lan-
deskrankenhaus Neustadt am 7. September 1944 beide Eierstöcke und 
Tuben entfernt. Dr. Giesecke vermerkte auf dem Anzeigeformular die „völ-
lige Zerstörung der Eierstöcke durch Endometriose Zysten“. Eine Schwan-
gerschaftsunterbrechung lag in diesem Fall nicht vor. Die Meldung über die 
Unfruchtbarmachung erhielt der Amtsarzt am 2. Oktober 1944. 

101 Fälle betreffen schwangere Zwangsarbeiterinnen. In zwei Fällen 
handelt es sich um Zwangsarbeiterinnen, die durch den Amtsvorsteher 
der Gemeinde an das Gesundheitsamt gemeldet wurden. Störmer gab die 
Meldungen mit dem Hinweis zurück, dass die Frauen schon selbst bei 
einem Arzt den Antrag stellen müssten. Diese Meldungen gingen im Nach-
gang nicht ein. Ob die Zwangsarbeiterinnen die Schwangerschaft austragen 
konnten, lässt sich heute nicht mehr feststellen. Ausgewertet wurden für 
den Zeitraum von Juni 1943 bis März 1945 insgesamt 99 Fälle. 

Im zweiten Halbjahr 1943 wurden 15 Schwangerschaftsabbrüche, 
in den ersten sechs Monaten des Jahres 1944 schon 26 und im zweiten 
Halbjahr 1944 41 Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen. Für das erste 
Halbjahr 1945 wurden nur die Monate Januar und Februar mit acht bzw. 
neun Fällen erfasst. 

Der deutliche Anstieg im zweiten Halbjahr 1944 ist unter anderem auch 
auf die Kapazitätserweiterung der medizinischen Infrastruktur zurückzu-
führen. So erhielt zu Anfang der zweiten Jahreshälfte das Kreiskrankenhaus 
Oldenburg eine vom Generalbevollmächtigen für den Arbeitseinsatz finan-
zierte „Polenbaracke“.

Die meist um bis zu vier Wochen verzögerte Mitteilung des ausführen-
den Arztes an den Amtsarzt verhinderten die Erfassung der Monate März, 
April und Mai 1945, zumal in Oldenburg und Lübeck die Unterlagen nach 
Aussagen des Personals zum Kriegsende vernichtet wurden.

Der erste Schwangerschaftsabbruch ist im Juni 1943 nachweisbar. Für 
das zweite Halbjahr 1943 wurden 15 Abbruchsfälle in den Krankenhäusern 
Oldenburg, Neustadt und Burg verzeichnet. Die im Vergleich zu späte-
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ren Phasen relativ geringe Zahl der Abbruchsfälle lag unter Vermeidung 
öffentlicher Verlautbarungen an der schleppenden und verdeckten Kom-
munikation. Die Regelungen waren vermutlich kaum bekannt. Alle Akteure 
behandelten die Angelegenheit noch im Dezember 1943 als „vertrauliche 
Informationen“. Im ersten Halbjahr 1944 waren es dann schon 26 Fälle, im 
zweiten Halbjahr 1944 schließlich 41 Fälle. 

Die stark ansteigenden Zahlen im zweiten Halbjahr 1944 sind einer-
seits auf die inzwischen erfolgte informelle Mundpropaganda vieler 
„Betriebsführer“ (im Organisationsbereich der Deutschen Arbeitsfront) 
und Ortsbauernführer (im Organisationsbereich des Reichsnährstandes) 
zurückzuführen, andererseits auch auf die Ausweitung der notwendigen 
Infrastruktur. Darüber hinaus behandelten auch kreisübergreifend Kran-
kenhäuser in Eutin und Lübeck schwangere Zwangsarbeiterinnen aus dem 
Kreis Oldenburg. 

Für das Jahr 1945 liegen nur Zahlen der Monate Januar und Februar 
vor, die in den Monaten März und April vorgenommen Abbrüche – hier 
muss mit einer vergleichbaren Dunkelziffer gerechnet werden – befinden 
sich nicht im Konvolut. Die Meldungen der Krankenhäuser liefen zeitver-
setzt im Gesundheitsamt ein. 

Alter und Familienstand. Das Alter der Zwangsarbeiterinnen variiert 
zwischen 17 und 35 Jahren. Die Alterskohorte der unter 20-Jährigen besteht 
aus 31 Frauen, die Alterskohorte zwischen 21 und 25 aus 42 Frauen, die 
Alterskohorte zwischen 26 und 30 aus neun Frauen, über 30 Jahre alt waren 
vier Frauen.43 Von 99 im Dokumentenkonvolut erfassten Zwangsarbeite-
rinnen waren 97 ledig; nur zwei polnische Arbeiterinnen waren verheiratet. 

Status der Zwangsarbeiterinnen. Eine Herkunftseintragung war im 
Anzeigeformular nicht vorgesehen. Die Ärzte übernahmen vermutlich die 
Herkunftseintragung aus den Genehmigungen der Gutachterstelle und tru-
gen den Herkunftsvermerk entweder vor dem Namen der Zwangsarbeite-
rin oder unter der Rubrik „Berufsangabe“ ein. Von den 99 Fällen enthalten 
fünf Fälle keine Herkunftsangabe. Von den verbleibenden 94 Fällen (N = 
100 %) entfallen 83 Fälle (88 %) auf den nicht eindeutigen Status „Ostar-
beiterin“, elf Fälle (12 %) auf den Status „Polin“. 

Einer Statistik der Historikerkommission44 für das Jahr 1944 ist zu ent-
nehmen, dass in der Kriegswirtschaft 1.112.137 Zwangsarbeiterinnen aus 
der Sowjetunion und 586.091 Zwangsarbeiterinnen aus Polen arbeiteten, 
was einem Verhältnis von 65 zu 35 Prozent entspricht. Daraus lässt sich für 
den Kreis Oldenburg ableiten, dass die „Ostarbeiterinnen“ im Schwanger-
schaftsabbruchskomplex deutlich überrepräsentiert, die „Polinnen“ ent-
sprechend unterrepräsentiert waren. Zunächst ist daraus nur der Schluss 
zu ziehen, dass an deutlich mehr „Ostarbeiterinnen“ ein Schwangerschafts-
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abbruch vorgenommen worden ist als an Polinnen. Da die Grundgesamtheit 
sehr klein ist und keine weiteren konkreten Quellen und Belege vorliegen, 
bleiben Annahmen zur religiösen Bindung spekulativ.45 Die Anordnungen, 
Erlasse und Verfügungen gehen von einer Freiwilligkeit aus, nennen die 
Zustimmung der Schwangeren als Voraussetzung für einen Eingriff. 

Berufsangaben. Zwar wurde vom unterschreibenden Arzt im Formular 
die Eintragung einer „genauen Berufsangabe“ erwartet, jedoch beließen 
es die Ärzte in der Regel bei der pauschalisierenden Bezeichnung „Ostar-
beiterin“ oder „polnische Arbeiterin“. Nur in wenigen Fällen wurde eine 
genaue Berufsangabe eingetragen. Die häufigste Bezeichnung entfällt auf 
„Hausgehilfin“ (9) bzw. „Mädchen“ (4). Die große Mehrheit war – bis auf 
zwei Ausnahmen – in der Landwirtschaft tätig, eine Zwangsarbeiterin war 
als Fabrikarbeiterin im „Glücksklee-Werk“ Neustadt tätig, eine andere 
im Reichsbahnlager Burg auf Fehmarn. Soweit Krankenkassenkarten vor-
handen sind, waren die meisten Frauen in der Lohnstufe II eingestellt, ihr 
monatliches Entgelt betrug zwischen 18 und 24 RM zuzüglich Sachleistun-
gen (Unterkunft, Verpflegung). Allerdings muss bei „Ostarbeiterinnen“ 
berücksichtigt werden, dass nach Abzug der „Ostarbeiterabgabe“ wenig 
mehr als ein Taschengeld übrigblieb. 

Wohnort. Es gab praktisch kein Dorf, keine Stadt im Kreis Oldenburg, 
aus der nicht eine Zwangsarbeiterin zum Schwangerschaftsabbruch in ein 
Krankenhaus überwiesen worden ist. Als Orte mit drei und mehr Zwangs-
arbeiterinnen, an denen ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen wur-
de, sind zu nennen: Klausdorf (F), Lemkenhafen (F), Wenkendorf (F), 
Mönchneversdorf, Grube, Neustadt, Klein Schlamin. 

Auffallend ist, dass von den 99 Zwangsarbeiterinnen 40 aus Fehmarn 
und 59 vom Festland kamen.46 Der überproportionale Anteil der Zwangs-
arbeiterinnen aus Fehmarn ist vermutlich auf eine aktive und engmaschige 
Meldetätigkeit der dortigen Ortsbauernführer zurückzuführen.

Betriebsführer. Die „Betriebsführer“ als Akteure und Profiteure der 
Zwangsarbeit wurden weder gezwungen, die schwangeren Zwangsarbeite-
rinnen den Ärzten zuzuführen, noch zur Entbindung in das „Kinderheim 
Ost Lensahn“ zu schicken. 

Beantragung. Glaubt man den Erlassen, Verfügungen und Schwanger-
schaftsunterbrechungsanzeigen, haben die zumeist sehr jungen Zwangs-
arbeiterinnen einen Antrag auf Schwangerschaftsabbruch unterschrieben 
oder einem zugestimmt. Ob sie sich freiwillig entschieden haben oder dazu 
gezwungen oder gedrängt wurden, lässt sich heute nicht mehr klären. Ob 
sie überhaupt verstanden haben, was ihnen auf einem Formular vorge-
legt wurde, mag angesichts der Sprach- und Übersetzungsprobleme und 
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limitierten Zeit des Arztes bezweifelt werden. Andererseits ist kaum denk-
bar, dass eine Zwangsarbeiterin in ihrer prekären Lebenssituation jenseits 
einer Objektrolle als selbstbewusstes Subjekt für sich diese Entscheidung 
getroffen hat, die angesichts der Lebensumstände und Perspektiven nur 
verständlich wäre. Was als „soziale Indikation“ für deutsche Frauen unter 
Zuchthausstrafe verboten war, konnten die Zwangsarbeiterinnen, wenn 
sie tatsächlich eine Wahl hatten, für sich in Anspruch nehmen. Wobei die 
Letztentscheidung nicht bei ihnen lag, sondern bei der Gutachterstelle für 
Schwangerschaftsunterbrechung in Bad Segeberg.

Betriebsführer

Viele Schwangerschaftsunterbrechungsanzeigen enthalten nicht nur den 
Wohnort der Schwangeren, sondern auch den Namen des „Betriebs-
führers“, der die Frauen zu melden hatte. Die ausführenden Ärzte hiel-
ten folgende Namen auf ihren Anzeigen fest: Paustian, Alt-Ratjensdorf; 
Landschoof, Alt-Rathjensdorf; Thomsen, Schwienkuhl; Gustav Mans-
feld, Schwienkuhl; Harbeck, Mönchneversdorf; Rohmer, Mönchnevers-
dorf; Will, Grube; Wippert, Wenkendorf; Sievers, Wessek; Glücksklee 
(Lagerfeld), Neustadt; Max Schröder, Johannisdorf; Otto Mumm, Dah-
me; Ehlers, Sibstin; Osterkamp, Neustadt; Hintz, Rettin; Stahl, Grö-
mitz; Ehlers, Wulfen; Hintz, Heiligenhafen; Wulf, Lemkenhafen; Scheel, 
Todendorf; Stahl, Damlos; Becker, Gruberhagen; Weiland, Preesen; 
Otto Storm, Schönwalde; Adolf Hansen, Kniphagen; Nico Hintz, Däns-
chendorf; Max Lüth, ohne Ort; Otto Bähnke, Klein Schlamin, Heinrich 
Hüppner, Puttgarden; Rauert, Gammendorf; Haltermann, Staberhof; 
Gut Augustenhof; Willi Wiepert, Wenkendorf; Hans Haltermann, Wen-
kendorf; Wilder, Katharinenhof; Knees, Oldenburg; Resthöft, Herings-
dorf; Kleingarn, Bisdorf; Treimer, Klausdorf; Albers, Bannesdorf; Be-
cker, Rettin; Lampe, Katharinenhof; Karstens, Heiligenhafen; Becker, 
Lemkendorf; Karl Voderberg, Westermakelsdorf; Mildenstein, Neute-
schendorf; Kacksteen, Roge; Bendtfeld/Frahm, Neustadt; Weidemann, 
Roge; Gutsverwaltung Löhrstorff; Buttschaft, Niendorf; Gutskasse Wei-
ßenhaus; Otto Steffen, Großenbrode; Peter Wohlert, Sulsdorf; Wulf, 
Neukirchen; Mackeprang, Teschendorf; Theodor Hüttmann, Guttau; 
Hasso Möller, Lenste Ziegelei; Beckmann, Seegalendorf; Hans Hinz, 
Wenkendorf; Weilandt, Bürau; Linde, Grube; Willi Petersen, Klaus-
dorf/Heiligenhafen; Mau, Harmsdorf; Hans Prüss, Süssau; Hans Scheel, 
Vadersdorf; Peter Rauert, Klausdorf; Willer, Landkirchen; Gustav Rüder, 
Hansühn; Bahnmeisterei Burg a. F.; Wohler, Sartjensdorf; Amsink, Lem-
kendorf; Serk, Neu Jellingsdorf. 
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Beantragende Ärzte. Anträge auf Schwangerschaftsabbrüche konnten nur 
Ärzte stellen. Da in den dokumentierten Anzeigen lediglich der Beschluss 
der Gutachterstelle festgehalten wurde, sind Rückschlüsse auf die bean-
tragenden Ärzte nicht möglich. Lediglich auf den formlosen Mitteilungen 
über den Schwangerschaftsabbruch sind Ärzte namentlich genannt. Insbe-
sondere der Chefarzt der Frauenklinik im Landeskrankenhaus Neustadt, 
Dr. August Giesecke, hat die Namen der beantragenden Ärzte eingetragen. 
Zuständig waren demnach die jeweils vor Ort praktizierenden bzw. nie-
dergelassenen Ärzte, in Neustadt etwa Dr. Rudolf Mühlenhardt47 und Dr. 
Franck. In einem Fall stellte Dr. Giesecke als ausführender Arzt selbst für 
eine Zwangsarbeiterin den „dahingehenden“ Antrag. 

Beschluss Gutachterstelle. Das vom Reichsgesundheitsführer Conti 
gewählte Verfahren über die Gutachterstelle nutzte die vorhandene Behör-
den-Infrastruktur und bereits eingeschliffene Verfahrensweisen. Neu war 
lediglich, dass sich die Gutachterstelle mit einem Beauftragten des Reichs-
kommissars für die Festigung des deutschen Volkstums in Verbindung set-
zen musste. Die Ärzte schickten ihre Anträge an die Ärztekammer Schles-
wig-Holstein in Bad Segeberg. Geschäftsführender Arzt der Ärztekammer 
war Dr. Oskar Voigt48, der die Anträge im Haus an die Gutachterstelle 
für Schwangerschaftsunterbrechung weiterleitete. Die Bearbeitungszeit, so 
die vorliegenden Unterlagen, variierte zwischen wenigen Tagen und drei 
Wochen. Die vorliegenden Dokumente lassen keinen Rückschluss auf die 
Gutachterärzte und ihre Arbeitsweise zu. Auffallend ist es, dass im vorlie-
genden Konvolut keine ablehnende Entscheidung zu finden ist. 

Die Verfahrenseinbindung eines Beauftragten des Reichskommissars 
für die Festigung des deutschen Volkstums (RKFV), die eigentlich konstitu-
tiv vorgesehen war,49 ist nicht auszuschließen, allerdings akten- und doku-
mentenbezogen nicht zu belegen. Vorgesehen war, dass sich die Gutachter-
stelle für Schwangerschaftsunterbrechung der zuständigen Ärztekammer 
mit dem Beauftragten des RKFV, in der Regel der Höhere SS- und Polizei-
führer, in Verbindung setzt und erst bei der Zustimmung dieser Dienststelle 
einen Arzt mit der Durchführung des Schwangerschaftsabbruches beauf-
tragt. Allerdings galt die Zustimmung als von vornherein erteilt, „wenn es 
sich bei dem Erzeuger um einen fremdvölkischen (nicht-germanischen) 
Mann handelte“.50  

Auf dem Hintergrund der geringen Personaldecke der Geheimen Staats-
polizei im ländlichen Raum und der damit verbundenen Überforderung ist 
es denkbar, dass der RKFV als Beauftragten den Gauamtsleiter Dr. Hans 
Rinne51 agieren ließ. Darauf deutet auch der Schriftverkehr hin. Einerseits 
nahm das Gauamt für Volksgesundheit Einfluss auf die Besetzung der Gut-



63

Umgang mit schwangeren Zwangsarbeiterinnen

1. Reichsweiter Kontext

Schwangere Zwangsarbeiterinnen

„Rechtsgrundlagen“ 
zu 1: Polen-Erlass (8.3.1940), Ostarbeiter-Erlass (20.2.1942)
zu 2: Führer-Erlass Ernennung von Sauckel (21.3.1942), GBA-Rückführungsverbot (30.12.1942)
zu 3: Verordnung zum Schutz der Mutterschaft (9.3.1943), Conti-Anordnung (11.3.1943), Timm-Erlass (20.3.1943)
zu 4: Sauckel-Erlass (24.10.1944)

Abkürzungen 
RFSS – Reichsführer SS, RKFV – Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums, 
RMA – Reichsarbeitsministerium, GBA – Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, 
RMI – Reichsinnenminister, RGF – Reichsgesundheitsführer

2. Kreisweiter Kontext

Schwangere Zwangsarbeiterinnen

Komplex „Schwangerschaftsunterbrechungen“
Zeitraum: Juni 1943 – April 1945, 99 Abbrüche, 3. – 8. Monat, beantragende Ärzte, Genehmigung Ärztekammer Segeberg, 
durchführende Ärzte, Krankenhäuser, Amtsarzt

Komplex „Kinderheim Ost“, Lensahn
Zeitraum: Januar 1944 – Mai 1945, wechselnde Zuständigkeiten, 63 Entbindungen, 34 Todesfälle, Friedhöfe Lensahn, 
Neustadt, Oldenburg, Landkirchen, Altenkrempe 

Schwangerschaftsabbruch

Verbot

Ausnahme

Ausnahme

Entbindung / Unterbringung

Rückführung

Rückführung / Verbleib

Entbindung
Kleinkinderbetreuungseinrichtung

Entbindung
„Ausländerkinderpflegestätte“

Hauptakteure

RFSS + RKFV Himmler, 
RMA Seldte

GBA Sauckel, RFSS + RKFV 
Himmler

GBA Sauckel, RGF Conti

RFSS + RKFV + RMI Himmler

Zeitraum

  1    9/1939 – 2/1942

  2   3/1942 – 12/1942

  3   1/1943 – 9/1944

  4   10/1944 –5/1945

Entbindung / Unterbringung

Rückführung

Rückführung / Verbleib

„Kinderheim Ost", Lensahn
1/1944 – 9/1944 

„Kinderheim Ost", Lensahn
10/1944 – 5/1945  

Kreisakteure

Arbeitsamt / Landräte Mohr 
(1933–1941), Poel (ab 1942)

Arbeitsamt / Landrat Poel

Arbeitsamt /
Kreisbauernführer Holtz

Landrat Poel /
Kreisbauernführer Holtz

Zeitraum

  1    9/1939 – 2/1942

  2   3/1942 – 12/1942

  3   1/1943 – 9/1944

  4   10/1944 –5/1945

Schwangerschaftsabbruch

Verbot

Krankenhäuser 
Oldenburg, Burg, Neustadt, 

Eutin, Lübeck, 
Kreisarzt Dr. Störmer
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achterstellen mit zuverlässigen und linientreuen Ärzten, andererseits ließ er 
von den Amtsärzten, so auch von Dr. Störmer, die Durchführungsanzeigen 
melden und konnte so – mit einem nicht unerheblichen bürokratischen 
Aufwand – einen kontrollierenden Abgleich zwischen genehmigten und 
durchgeführten Fällen vornehmen.52 

Der Beschluss der Gutachter wurde über die Ärztekammer Segeberg an 
die jeweils beantragenden Ärzte geschickt. Die ausführenden Krankenhaus-
ärzte konnten nach der Durchführung entscheiden, ob sie die Anzeige beim 
Amtsarzt oder bei der Gutachterstelle rückmeldeten. 

Ein Problem war die zum Teil beträchtliche Zeitspanne zwischen 
Genehmigung und Durchführung, auch ein Grund für den Vermerk der 
Gutachter, dass der gestellte Antrag nicht mehr zurückgenommen werden 
könne. Offensichtlich bereitete es den Ärzten Schwierigkeiten, die Betroffe-
nen nach der Genehmigung unter Berücksichtigung gesetzter Termingren-
zen im festgelegten Krankenhaus zeitnah zum Schwangerschaftsabbruch 
„vorzustellen“. Die Zeitspanne lag zwischen wenigen Tagen und mehreren 
Wochen. In einem Fall dauerte es bis zur Durchführung sechs Wochen, in 
einem anderen Fall sogar über zwei Monate. Glaubt man den Nachweisen, 
so verliefen auch diese Spätabbrüche „komplikationslos“. 

Rückblickend kann konstatiert werden, dass Strohmann die faktische 
Bedeutungslosigkeit des Prüfverfahrens früh antizipiert hat. Im Amtsbe-
reich des Amtsarztes Störmer lässt sich kein einziger Fall der Ablehnung 
feststellen. Offenbar war die vom Reichskommissar für die Festigung des 
Volkstums angeordnete Suche nach „rassisch gutem Nachwuchs“ vergeb-
lich; wahrscheinlich ging es dem Reichskommissar (RKFV) in Dauerkon-
kurrenz zum Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz (GBA) vor-
nehmlich um die demonstrative Beteiligung und Kontrolle des Verfahrens.

Kostenübernahme. Jede Genehmigung durch die Gutachterstelle war mit 
einem ausdrücklichen Hinweis auf die Kostenerstattung versehen. Danach 
wurden die „Kosten für Schwangerschaftsunterbrechungen bei Ostar-
beiterinnen und Polinnen nicht von der Krankenkasse, sondern von dem 
Arbeitsamt getragen“.53 Rechnungen waren daher nach den Mindestsätzen 
aufzustellen und an das für den Beschäftigungsort der „Ostarbeiterin“ bzw. 
Polin zuständige Arbeitsamt einzureichen. Aus den Anzeigeformularen ist 
in einigen Fällen auch zu entnehmen, wer die Kosten eines Schwanger-
schaftsabbruchs getragen hat. Die „Reise- und Behandlungskosten“ über-
nahm in der Regel das Arbeitsamt, eingetragen sind mit Neustadt und 
Oldenburg die Nebenstellen des Arbeitsamtes Lübeck. In einigen Fällen 
wurde die Behandlung auf der Krankenkassenkarte eingetragen. Für die 
Zwangsarbeiterinnen hatte das den Vorteil der Zahlung von Krankengeld. 
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Ob es zu einer innerbehördlichen Verrechnung der Kosten gekommen ist, 
ist zu vermuten, aber lässt sich heute nicht mehr klären. 

Orte der Abbrüche: die Krankenhäuser

Eindeutiger und zentraler Schwerpunkt der Schwangerschaftsabbrüche 
war das Kreiskrankenhaus Oldenburg; hier durchliefen 78 Frauen das 
Krankenhaus. Im Kreiskrankenhaus Eutin wurden acht Fälle übernommen, 
im Landeskrankenhaus Neustadt sieben Fälle und in den Krankenhäusern 
Burg auf Fehmarn und Lübeck jeweils drei Fälle. Im Kreis Oldenburg 
gab es keine konfessionellen Krankenhäuser, im Kreis Eutin neben dem 
Kreiskrankenhaus das konfessionell geführte Elisabeth-Krankenhaus. Die 
Schwangerschaftsabbrüche im Kreis Eutin wurden ausschließlich im Kreis-
krankenhaus Eutin durchgeführt, Einzelfälle – wie auch im Kreis Olden-
burg – in Lübeck. Über Widerstände des ärztlichen Personals, die es vor 
allem in katholisch geführten Krankenhäusern gelegentlich gab, ist in den 
Kreisen Oldenburg und Eutin nichts bekannt.

Das mag auch Folge eines Erlasses des Reichsgesundheitsführers vom 
10. März 1944 gewesen sein, in dem er – „um konfessionelle Ärzte und 
Schwestern nicht in Gewissenskonflikte zu bringen“ – anordnete, dass 
„sofern an einzelnen Orten geeignete Baracken oder russische oder polni-
sche Ärzte nicht vorhanden sein sollten, Ostarbeiterinnen oder Polinnen 
zur Vornahme der Schwangerschaftsunterbrechung unter keinen Umstän-
den in konfessionelle Krankenhäuser eingewiesen“ werden durften.54

Kreiskrankenhaus Oldenburg. Das Kreiskrankenhaus Oldenburg stellte 
die stationäre Gesundheitsversorgung der Bevölkerung55 des Landkrei-
ses Oldenburg sicher. Für die Behandlung von Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeitern standen eine begrenzte Bettenanzahl zur Verfügung, vier 
Betten für weibliche und sechs Betten für männliche Patienten.56 Nach-
weisbar sind neben einer Vielzahl von Schwangerschaftsabbrüchen zwi-
schen 1943 und 1944 auch einige Geburten von Zwangsarbeiterinnen. 

Nach langwierigen Auseinandersetzungen erhielt das Krankenhaus in 
der zweiten Jahreshälfte 1944 eine „Ausländerbaracke“. Waren anfangs 
25 Betten geplant, wurden in der „Polenbaracke“ 35 Plätze vorgehalten.57 
Trotz dieser Kapazitätserweiterung wurden weitere Fälle von schwangeren 
Zwangsarbeiterinnen aus dem Einzugsgebiet des Kreises Oldenburg in den 
Krankenhäusern Eutin, Neustadt und Lübeck „behandelt.“ Zudem wurde 
das Oldenburger Krankenhaus von Entbindungen von Zwangsarbeiterin-
nen im Krankenhaus entlastet; diese fanden nach der Einrichtung des „Kin-
derheims Ost“ im Februar 1944 vorwiegend in Lensahn statt. 
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Die meisten Schwangerschaftsabbrüche im Kreis Oldenburg fanden im 
Kreiskrankenhaus Oldenburg statt. 78 von 99 entsprechenden Eingriffen 
nahm Dr. Ulrich Voß vor. Der Oldenburger Krankenhausarzt entsprach 
offensichtlich den Anforderungen, die der Leiter des Gauamtes für Volks-
gesundheit Dr. Rinne an einen Arzt stellte, der Schwangerschaftsabbrüche 
vorzunehmen hatte. Zudem war das Krankenhaus das einzige größere Haus 
im Kreis Oldenburg, bei dem man hoffte, die Schwangerschaftsabbrüche 
vor der Öffentlichkeit verbergen zu können. 

Ulrich Voß, geboren am 15. September 1881 in Sanitz/Mecklenburg, 
studierte von 1902 bis 1908 Medizin in München, Heidelberg und Rostock 
(Physikum 1905, Staatsexamen 1908, Bestallung 1909). Seit Juli 1911 arbei-
tete er zunächst als niedergelassener Arzt. Zwischen 1916 und 1918 hielt 
er sich als Soldat in Belgien, der Türkei und Frankreich auf. Von 1924 bis 
1935 war er Stahlhelm-Arzt, danach Sturmmann der SA-Reserve. 1937 trat 
er der NSDAP bei, war Mitglied der Nationalsozialistischen Volkswohl-
fahrt (NSV) und des NSD-Ärztebundes.58 Ab 1939 war er als Leitender 
Arzt im Kreiskrankenhaus Oldenburg in Holstein tätig.59  

Ausgerechnet der zentrale Akteur des Kreises Oldenburg, der leitende 
Arzt des Krankenhauses Oldenburg, verzichtete gänzlich auf Hinweise zum 
Verfahren der Schwangerschaftsabbrüche. Bei der Ausfüllung der Formu-
lare, die dem Amtsarzt zugeschickt wurden, beschränkte sich Voß auf rudi-

Kreiskrankenhaus Oldenburg: Hier wurden 78 Abbrüche durchgeführt
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mentäre Angaben. Weder der „Schwanger-
schaftsmonat“ noch die „Größe der Frucht“ 
wurde von ihm angegeben. Wert legte er 
darauf, über den Wohnort der Zwangsarbei-
terin hinaus auch den jeweiligen Namen des 
„Betriebsführer“ einzutragen.

Zwar ist in allen Anzeigen davon die Rede, 
dass Ulrich Voß der „hinzugezogene Arzt“ 
war, allerdings ist davon auszugehen, dass ihn 
sein Assistenzarzt Karlis Vanadzins bei sei-
ner Arbeit unterstützte bzw. die Schwanger-
schaftsabbrüche vornahm.60  

Ab Oktober 1944 und bis zum Kriegsende 
hielt sich Dr. Karlis Vanadzins im Oldenbur-
ger Krankenhaus auf. Karlis Vanadzins, gebo-
ren am 17. Mai 1890 in Trikata, besuchte das 
Nikolajs-Gymnasium in Riga und studierte 
1912 bis 1917 Medizin an der Universität Tar-
tu. Im September 1917 schloss Vanadzins sein 
Studium an der Universität ab, erwarb den 
Doktortitel und arbeitete zeitweise als Militär-
arzt, später als Arzt in der Gemeinde Ramuli, 
ab Januar 1919 im Kreis Cesis. Von 1922 bis 
1933 war Karlis Vanadzins auch Bürgermei-
ster (Pilsetas Galva) der Stadt Cesis. 

1923 erwarb er ein Haus in Cesis und rich-
tete dort sowohl seine Privatpraxis als auch 
das Röntgen- und Physiotherapie-Kabinett 
der Stadt Cesis ein. Im Januar 1939 wurde 
Vanadzins zum Direktor und Chefarzt des 1. 
Krankenhauses in Riga ernannt.

Nach der Besetzung Lettlands durch die 
Rote Armee im Jahr 1940 wurde Vanadzins 
von seinem Amt als Direktor des 1. Kranken-
hauses der Stadt Riga entbunden und kehrte 
im September 1940 nach Cesis zurück. Im 
Okkupationsjahr wurde in seinem Haus eine 
Ambulanz eingerichtet. Während der Jani-
Feierlichkeiten wurde Vanadzins verhaftet, 
jedoch nicht – wie viele jüdische Einwohner 
der Stadt – nach Sibirien deportiert. 
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Dr. Ulrich Voß, Eutin, vermutlich 1960er-
Jahre

Karlis Vanadzins als Bürgermeister von 
Cesis, vermutlich frühe 1930-er Jahre. 
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Im Sommer 1941 lösten die nationalsozialistischen Besatzungstruppen 
die Rote Armee in Lettland ab. Im September 1941 gehörte Cesis zum 
Kreisgebiet Wolmar im Generalbezirk Lettland. Es wurde mitverwaltet 
vom kommissarischen Bürgermeister in Wolmar. Mit der Einführung einer 
kommunalen Selbstverwaltung im Juli 1942 verbanden die Bewohner die 
Rücknahme der Enteignungen, die dann in schleppender Form vorge-
nommen wurde. 1943 erhielt Vanadzins die Eigentumsrechte zurück und 
behandelte in seinem Haus wieder Privat- und Kassenpatienten. 

Mit dem erneuten Heranrücken der Roten Armee entschloss sich 
Vanadzins Anfang Oktober 1944, mit Frau und Tochter ins „Exil“ nach 
Deutschland zu gehen. Im Oktober 1944 erreichte er Oldenburg in Hol-
stein, wohnte mit seiner Familie in der Hoheluft-Straße Nr. 38 und arbeite-
te im dortigen Kreiskrankenhaus. 

Im Krankenhaus nahm er nach eigenen Aussagen von Oktober 1944 bis 
Februar 1945 eine Vielzahl von Schwangerschaftsabbrüchen vor. Er war 
von beantragten, unterschriebenen und genehmigten Abbrüchen ausgegan-
gen, wunderte sich bei Kriegsende, dass beim Heranrücken des britischen 
Militärs alle Unterlagen auf Befehl der Krankenhausleitung vernichtet wer-
den mussten.61  

Im Folgenden werden exemplarisch nur drei der 74 Fälle aus dem 
Kreiskrankenhaus Oldenburg vorgestellt, die u. a. auch im Zusammenhang 
mit dem „Kinderheim Ost“ in Lensahn stehen.

Anna M., geboren am 2. Januar 1920 in Taganrog, wurde im Juli 
1942 in Lübeck als Ostarbeiterin der Dornier-Werke registriert. Im Mai 
1943 wechselte sie aus Lübeck nach Neustadt. Ihr Eintrittsdatum in 
den Glücksklee-Werken wurde auf ihrer Krankenkassenkarte mit dem 
26. Mai 1943 angegeben. Anfang 1944 wurde Anna M. schwanger. Sie 
wurde zur Schwangerschaftsunterbrechung in das Oldenburger Kranken-
haus geschickt. Dort nahm am 18. Februar 1944 Dr. Voss den Schwanger-
schaftsabbruch vor.62  

Nach diesem Eingriff wurde Anna M. später erneut schwanger. Sie 
musste die Glücksklee-Werke verlassen, wechselte zunächst als Hausgehil-
fin zu Franz Ehlert in Neustadt, wenig später dann als Landarbeiterin zu  
E. Geerds in Stolperstufen. Am 23. November 1944 brachte sie im „Kinder-
heim Ost“ in Lensahn ein Kind zur Welt, das den Namen Wiktor erhielt.63 
Im Februar 1945 nahm sie eine Tätigkeit als Arbeiterin bei Fr. Weide-
mann in Plunkau auf. Das Kind blieb im „Kinderheim Ost“ und starb am  
22. April 1945. Wiktor M. wurde „in stiller Amtshandlung“ auf dem Len-
sahner Friedhof beerdigt. Er wurde nur fünf Monate alt.64 

Die 20-jährige unverehelichte Wanda W. aus Klaustorf bei Heiligenha-
fen brachte am 2. Juli 1944 im „Kinderheim Ost“ in Lensahn eine Tochter 
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zur Welt. Sie erhielt den Namen Anna Wanda.65 Das Kind muss die Zeit 
im Kinderheim überlebt haben. Möglich ist, dass der „Betriebsführer“ eine 
Aufnahme von Mutter und Kind auf seinem Hof erlaubte und deshalb das 
Kind überlebte. Ende 1944 wurde Wanda W. erneut schwanger. Ob der 
„Betriebsführer“ ein weiteres Kind nicht akzeptieren oder ob die Mutter 
nach den Erfahrungen im „Kinderheim Ost“ kein weiteres Kind haben 
wollte, lässt sich heute nicht mehr klären. Im Januar 1945 kam Wanda W. in 
das Kreiskrankenhaus Oldenburg. Dort nahm am 5. Januar 1945 Dr. Voß 
den Schwangerschaftsabbruch vor.66 

Tragisch endete das Leben der 28-jährigen Polin Helene S., die als 
Landarbeiterin und gemeinsam mit ihrem Ehemann bei Ehlers in Wulfen/
Landkirchen beschäftigt war. Am 20. März 1944 nahm Voß im Kreiskran-
kenhaus Oldenburg einen Schwangerschaftsabbruch vor. Am 5. April 1944 
starb Helene S., als Todesursache trug Dr. Voß eine „Embolie“ ein. Diese 
Meldung unterschrieb er am 6. April 1944. Nach dem Krieg nahm die 
Polnische Militär-Mission67 die Suche nach Helene S. auf und erhielt vom 
Standesamt Oldenburg 1946 eine Sterbeurkunde.68 Danach wurde Helene 
S. am 8. April 1944 auf dem Oldenburger Friedhof begraben. Aus der 
Suchmeldung sind die Namen des Ehemannes, Kazimiez S., damals Land-
arbeiter in Wulfen, und die der Eltern, Josef und Josefa K., wohnhaft in 
Samtschiko, Kreis Luszk, zu entnehmen. 

Die letzte dokumentierte Schwangerschaftsunterbrechung fand im 
Oldenburger Krankenhaus am 27. Februar 1945 statt. Der Amtsarzt stem-
pelte den Eingang unter dem 20. März 1945. Es ist zu vermuten, dass 
ein Teil der Formulare der folgenden Wochen den Amtsarzt nicht mehr 
erreichte. Als sich die englischen Truppen Oldenburg näherten, bekamen 
die Mitarbeiter „den Befehl, alle Papiere, die die Fruchtabtreibung betref-
fen, zu beseitigen.“69 Im Gegensatz zu Neustadt, Eutin und Lübeck sind für 
Oldenburg keine Krankenhauslisten zu finden, die Auskunft über Namen, 
Nationalitäten, Aufnahme- und Entlassungstermine enthalten. 

Krankenhaus Burg. Für die stationäre Grundversorgung existierte auf 
der Insel Fehmarn in Burg ein kleineres Krankenhaus, in dem auch 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter behandelt wurden. Vorsitzen-
der der Krankenhauskommission war von 1938 bis 1945 Bürgermeister 
und NSDAP-Ortsgruppenleiter Heyn, Leitender Arzt des Fehmarnschen 
Krankenhauses war seit dem 19. Mai 1937 Dr. med. Heinrich Rießen.70 Er 
löste den langjährigen Leiter Dr. Ernst Karl Albert Reinecke ab. Rießen, 
geboren am 5. Juli 1908, kam als Assistenzarzt von der Diakonischen 
Anstalt „Emmaus“ in Niesky (Oberlausitz) nach Burg. Fünf Jahre später 
verließ er das Krankenhaus in Burg auf Fehmarn und übernahm die Pra-
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xisgeschäfte von Dr. med. Gustav Brase71 in Erfde. Brase, Allgemeinmedi-
ziner, Gebietsarzt der HJ, erlag im Juli 1943 einem Herzschlag.72 

Zwischen 1944 und 1945 blieb die Leitungsstelle im Krankenhaus 
unbesetzt. Das könnte ein Grund gewesen sein, warum nach 1943 kei-
ne Schwangerschaftsunterbrechungen im Krankenhaus mehr vorgenom-
men wurden. Marineoberstabsarzt Dr. Alfons Lob, vom Marine-Lazarett 
Oldenburg kommend, leitete das Marine-Lazarett Burg, untergebracht in 
der Mittelschule, von Januar 1945 bis zum Kriegsende. Von 1946 bis 1947 
war er dann Chefarzt im Fehmarnschen Krankenhaus.73  

Heinrich Rießen nahm im September 1943 bei drei schwangeren „Ost-
arbeiterinnen“ Schwangerschaftsabbrüche vor. Er verzichtete dabei auf 
die Angabe des Verfahrens, notierte allerdings gewissenhaft den Schwan-
gerschaftsmonat zum Zeitpunkt des Schwangerschaftsabbruchs. Die 
19-jährige Hausgehilfin Rosa Sch. aus Sartjensdorf war im vierten Monat 
schwanger, die 17-jährige Hausgehilfin Valentina S. aus Klausdorf im drit-
ten Monat und die 18-jährige Hausgehilfin Vera L. aus Bisdorf im fünften 
Monat.74  

Alle weiteren Schwangerschaftsabbrüche von Fehmaraner Zwangs-
arbeiterinnen wurden auf dem Festland – in Oldenburg, Eutin, Neustadt 
und Lübeck – vorgenommen. Im kleinen Inselkrankenhaus bestand kaum 
die Möglichkeit, die Eingriffe vor der Öffentlichkeit zu verbergen.

Landeskrankenhaus Neustadt. Am 22. Juni 1942 teilte der Landesrat des 
Oberpräsidiums Dr. Illing in einem (geheimen) Brief an den Oberregie-
rungs- und Medizinalrat Dr. Lenz die Aufhebung der Landesheilanstalt 
und die Umbenennung in „Landeskrankenhaus der Provinz Schleswig-
Holstein“ mit.75 Voran gegangen war nach der Deportation psychisch kran-
ker Patienten ein aufwendiger Umbau der Heilanstalt durch die „Organi-
sation Todt“. Im künftigen Landeskrankenhaus sollte mit einer Belegung 
von 1.100 Betten auch eine Frauenklinik eingerichtet werden, für die gynä-
kologische Abteilung waren 80 Betten vorgesehen, für die geburtshilfliche 
Abteilung 130 Betten.76 

Anfang 1943 unterschrieb Dr. Giesecke einen Vertrag als Chefarzt 
dieser Frauenklinik. August Giesecke77, geboren am 3. Juli 1890 in Kiel, 
absolvierte von 1910 bis 1915 ein Medizin-Studium an der Universität 
Kiel, im Ersten Weltkrieg war er Marine-Assistenzarzt der Reserve, 1921 
dann Assistent in der Universitäts-Frauenklinik78, später leitender Arzt der 
geburtshilflichen gynäkologischen Abteilung des Städtischen Krankenhau-
ses Rendsburg. In seiner Rendsburger Zeit hielt Giesecke eine Reihe öffent-
liche Vorträge.79 Am 1. Mai 1937 trat er der NSDAP bei (Nr. 5133819), 
war bereits seit 1934 Mitglied und Hauptsturmführer80 im Nationalsozialis-
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tischen Kraftfahrkorps (NSKK), seit 1935 Mitglied der Nationalsozialisti-
schen Volkswohlfahrt (NSV) und des NS-Ärztebundes.81 Den Vertrag als 
Chefarzt der Frauenklinik des Landeskrankenhauses der Provinz unter-
zeichnete er am 4. Januar 194382, für die Provinzverwaltung unterschrieben 
der Landeshauptmann Dr. Schow und der Landesrat Dr. Illing.  

Aus dem Nutzungsplan Ende 1943 geht hervor, dass Giesecke im Haus 
2 (dem früheren Blauen Haus) über eine gynäkologische Abteilung mit 120 
Betten verfügte, in der gegenüberliegenden Entbindungsbaracke (Haus-Nr. 
3) über eine Abteilung Geburtshilfe mit 90 Betten. 

Im Obergeschoss des Hauses 1 (dem früheren Haus K) unterhielt Gie-
secke eine Privatstation mit 30 Betten. Diese üppigen Kapazitäten riefen 
immer wieder Begehrlichkeiten anderer Krankenhäuser der Provinz her-
vor.83 Die geplante Nutzung des mit viel Aufwand hergerichteten Aus-
weichkrankenhauses wurde erst nach Fliegerangriffen im Mai 1944 auf Kiel 
notwendig. Betroffen war auch Giesecke, dessen Privatklinik in diesem 
Zuge von 30 auf zwölf Betten verkleinert wurde. Insgesamt verfügte die 
Frauenklinik über 195 Betten.84  

Die ersten vier Schwangerschaftsunterbrechungsanzeigen aus Neustadt 
in der zweiten Jahreshälfte 1943 erfolgten formlos. Die Anzeigen enthalten 

In den gegenüber der Frauenklinik des Landeskrankenhauses Neustadt befindlichen Baracken 
wurden Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter behandelt
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keine Angaben zum Verfahren des Schwangerschaftsabbruchs, haben aber 
für die Dokumentation den Vorteil, dass der Ablauf der vollzogenen Maß-
nahmen chronologisch nachvollziehbar und mit den Namen der beantra-
genden Ärzte versehen ist. 

Im Falle der Polin Halina G., beschäftigt beim Bauern Kacksteen in 
Roge, stellte der Neustädter Allgemeinarzt Dr. Mühlenhardt am 17. Juli 
1944 einen Antrag auf Schwangerschaftsabbruch, der erst einen Monat 
später durch die Gutachter in Bad Segeberg genehmigt wurde. Bis zur 
tatsächlichen Durchführung des Abbruchs in der Neustädter Frauenklinik 
dauerte es dann noch einmal einen Monat. Wie in allen anderen Fällen auch 
bestätigte der Chefarzt der Frauenklinik, Dr. Giesecke, am 28. September 
1944 mit einem abschließenden „Heil Hitler“ einen „komplikationsfreien 
Verlauf“.85  

Bei den folgenden Meldungen füllte Giesecke – wie es der Amtsarzt 
zwischenzeitlich angemahnt und gefordert hatte – das dafür vorgesehene 
Formular aus. Dabei verzichtete er bei den meisten Schwangerschaftsab-
brüchen auf die Angabe des Verfahrens, nur in zwei Fällen notierte er als 
„ärztliche Maßnahme“ die „instrumentelle vaginale Ausräumung“, in einem 
Fall von einer „Ausräumung unter Narkose“. Die „Länge der Frucht“ gab 

NSDAP-Mitgliederkarteikarte von August Giesecke; den Aufnahmeantrag stellte er am 8. Juni 1937
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er in einem Fall mit 16 cm, in einem anderen Fall mit 10 cm an. Nur in 
einem Fall vermerkte er das Geschlecht.86 

Eine Ausnahme bildete die Zuweisung einer deutschen Patientin aus 
Fissaubrück durch den Gutachterausschuss aus Bad Segeberg. Dieser 
Fall ist im Konvolut der einzige Fall eines Schwangerschaftsabbruchs aus 
„gesundheitlichen Gründen“. Die 37-jährige Patientin litt an einer „völli-
gen Zerstörung der Eierstöcke durch Endometriesen(zysten)“. Dr. Giese-
cke gab an, „beide Eierstöcke und Tuben entfernt“ zu haben.87 

Angesichts der stattlichen Bettenkapazitäten der Frauenklinik ist es 
bemerkenswert, dass nur relativ wenige Schwangerschaftsabbrüche in 
Neustadt durchgeführt wurden. Möglicherweise verstand es Giesecke, sich 
mit dem Hinweis auf den primären Zweck des Krankenhauses als Aus-
weichkrankenhaus für deutsche Patientinnen aus Kiel und Hamburg von 
schwangeren Zwangsarbeiterinnen freizuhalten.88  

Kreiskrankenhaus Eutin. Der Kreis Eutin wurde am 1. Juli 1937 gegrün-
det. Er entstand im Zuge des Groß-Hamburg-Gesetzes aus dem ehemaligen 
Landesteil Lübeck des Freistaats Oldenburg und wurde in die preußische 
Provinz Schleswig-Holstein eingegliedert. Im Zuge der administrativen 
Neuordnung wurde das bisherige Landeskrankenhaus aus dem Landesver-
band in die Trägerschaft des Kreises überführt. 

Kreiskrankenhaus Eutin: Hier wurden über 50 Abbrüche durchgeführt
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1936 verfügte das Haus über 110 Betten. 
Zwei Jahre später, 1938, endete die Ära als 
Belegkrankenhaus, in dem niedergelassene 
Eutiner Ärzte ihre Patienten stationär betreut 
hatten. Um der steigenden Nachfrage gerecht 
zu werden, wurde die Kapazität 1941 um zwei 
Infektionsbaracken mit insgesamt 50 Betten 
erweitert. Die ärztliche Leitung übernahm 
Chefarzt Dr. Erich Schmutzler, dem ein Team 
von Assistenzärzten zur Seite stand.89 Schmutz-
ler war zuvor Oberarzt im Allgemeinen Kran-
kenhaus Hamburg-St. Georg gewesen. 

Von 1940 bis 1945 war das Kreiskranken-
haus auch für die stationäre Gesundheitsver-
sorgung von Zwangsarbeitern und Zwangsar-
beiterinnen zuständig. Dazu wurden jeweils 
sechs Betten für männliche und weibliche 
Patienten vorgehalten, was dem Versorgungs-
niveau des Kreises Oldenburg entsprach.90  

Behandelte Ausländer im Kreiskrankenhaus Eutin (1939 – 1945)91  

Franzosen		    21     Belgier			   16
Italiener			     11     Letten			   14
Ungarn			     17     Polen			   83
Russen/Ukrainer		  117     Unbekannt			  31

Während das ebenfalls in Eutin befindliche katholische Elisabeth-Kranken-
haus aufgrund des Erlasses von Reichsgesundheitsführer Leonardo Conti  
vom 10. März 1944 explizit von der Durchführung von Schwangerschafts-
abbrüchen bei „Ostarbeiterinnen“ und Polinnen freigestellt war, um 
„Gewissenskonflikte“ des Personals zu vermeiden, wurden diese Eingriffe 
aufgrund der Vorgaben der Gutachterstelle ausschließlich im Kreiskran-
kenhaus vollzogen.92  

Die Quellen belegen für das dazu bestimmte Kreiskrankenhaus Eutin 
über 50 Schwangerschaftsabbrüche93, wobei Zwangsarbeiterinnen aus dem 
südlichen Kreisgebiet teils auch in das „Städtische Krankenhaus Ost“ nach 
Lübeck überwiesen wurden. Unter den Zwangsarbeiterinnen befanden sich 
acht Frauen aus dem Kreis Oldenburg. Die schwangeren Zwangsarbeiterin-
nen kamen vor allem aus der Nähe Eutins (u. a. Rettin, Neustadt, Schön-
walde), vereinzelt aber auch aus Fehmarn (Wulfen, Petersdorf). 

Dr. Erich Schmutzler, ärztlicher Leiter des 
Kreiskrankenhauses Eutin
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75Sieben der dort vorgenommenen Schwangerschaftsabbrüche wurden 
auf dem auch in den anderen Krankenhäusern bekannten Formular von der 
Assistenzärztin Dr. Bienwald unterzeichnet. Gertrud Bienwald hatte – wie 

Ausführende Ärzte in Eutin: 
Ernst und Gertrud Bienwald

Ernst Bienwald, geboren am 1. Januar 1910 
in Rahlstedt bei Hamburg. Studium der 
Medizin an der Universität Hamburg von 
1929 bis 1934, Matrikel-Nr. 18950. Datum 
der Bestallung 15. Januar 1937, Mitglied 
der NSDAP (Nr. 3973351) seit dem 1. Mai 
1937, Mitglied der SS und zugelassen als 
Mitglied beim Amt für Volksgesundheit. 
Seit 1. Januar 1939 Assistenzarzt am Kreis-
krankenhaus Eutin, ab Mitte Oktober 1940 
bei der Wehrmacht. 

Gertrud Bienwald, geboren am 15. Mai 
1913 in Heide in Holstein, Studium der 
Medizin an der Unversität Hamburg von 
1932 bis 1935 (Matrikel-Nr. 24064, Vorprü-
fung 1933, Exmatrikel und Abgangszeugnis 
am 23. März 1935). Heirat mit Dr. Ernst 
Bienwald. 1941 starb ihr Vater Dr. Her-
mann Merkle (Hamburger Fremdenblatt 10. 
November 1941). Gertrud Bienwald unter-
schrieb die standesamtliche Sterbeurkunde (Standesamt Hamburg Nr. 
656/1941), zu diesem Zeitpunkt befand sich Ernst Bienwald im Felde, 
seine Ehefrau wohnte in Eutin, Janusstraße 20. 

Im Juni 1944 brachte Gertrud Bienwald im Kreiskrankenhaus einen 
Sohn zur Welt; zu diesem Zeitpunkt befand sich ihr Ehemann ebenfalls 
in Eutin. In der Geburtsanzeige des Kindes wird Bienwalds militärischer 
Rang mit Stabsarzt angegeben. Geburtsanzeige in Hamburger Fremden-
blatt, 15. Juni 1944, S. 4. In der Mitglieds-Karteikarte der Reichsärz-
tekammer wird das Datum der Bestallung mit dem 12. Februar 1939 
angegeben. Bis zur Geburt ihres Sohnes arbeitete sie als Assistenzärztin 
im Kreiskrankenhaus Eutin. Obwohl Bienwald laut Karte der Reichsärz-
tekammer seit Mai 1944 keine ärztliche Tätigkeit mehr ausübte, nahm sie 
im Kreiskrankenhaus nachweislich nach Mai 1944 die Schwangerschafts-
unterbrechungen vor. 

NSDAP-Mitgliederkarteikarte für Ernst 
Bienwald. Das Eintrittsdatum war ein stan-
dardisiertes Datum nach Ende der Aufnah-
mesperre
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ihr Ehemann Ernst Bienwald – in den 1930er-Jahren Medizin an der Uni-
versität Hamburg studiert, bevor das Paar 1939 nach Eutin zog. Auch der 
Chefarzt der Klinik, Dr. Erich Schmutzler94, war ein Absolvent der Ham-
burger Universität. Schmutzler und Ernst Bienwald kannten sich zudem 
über ihre gemeinsame Mitgliedschaft in der Burschenschaft „Hansea“. 

Ernst Bienwald unterschrieb nicht nur die Formulare, sondern trug 
selbst handschriftlich auch die Interventionen ein. Als „eingeleitete ärztli-
che Maßnahme“ wurde ausnahmslos die Applikation von Laminariastiften 
zur Zervixdilatation mit anschließender Kürettage dokumentiert. Die medi-
zinische Berichterstattung weist dabei Leerstellen auf: Deskriptive Angaben 
zu Fötusmerkmalen (Länge, Geschlecht, Pathologien) fehlen konsequent. 
Dafür findet sich in den Anzeigen die stereotype Formel eines Verlaufs 
„ohne Komplikationen“.

Die Zeitspanne zwischen der Genehmigung des Schwangerschafts-
abbruches durch die Gutachterstelle in Segeberg und der medizinischen 
Intervention in Eutin variierte erheblich zwischen zwei und 34 Tagen. Wäh-
rend die meisten Frauen nach einer Woche entlassen wurden,95 deuten 
längere Aufenthalte im Krankenhaus von bis zu 34 Tagen auf postoperative 
Notwendigkeiten hin. Bei zwei Frauen aus dem Kreis Oldenburg sind die 
genauen Aufnahme- und Entlassungsdaten bekannt. Natalia B. blieb acht 
Tage im Krankenhaus, Lydia P. 20 Tage.96   

Die Schwangerschaftsunterbrechungsanzeigen des Eutiner Kranken-
hauses wurden an den Eutiner Amtsarzt Dr. Karl Rosenow97 geschickt. Die 
Anzeigen der Zwangsarbeiterinnen, die aus dem Kreis Oldenburg kamen, 
deklarierte der Amtsarzt als „Irrläufer“ und leitete sie zur statistischen 
Erfassung an seinen Kollegen Störmer nach Oldenburg weiter.

Städtisches Krankenhaus Ost in Lübeck. Das Städtische Krankenhaus Ost 
war ursprünglich eine Heilanstalt und betreute bis zu 1.500 „schwachsinni-
ge und geisteskranke“ Patienten. Wie auch die Heilanstalt Neustadt wurde 
sie im dritten Kriegsjahr als Ausweichkrankenhaus „zur Sicherstellung der 
Versorgung der Bevölkerung in den besonders gefährdeten Gebieten des 
Reiches“ vorgesehen. Im September 1941 wurden über 600 Insassen der 
Heilanstalt Strecknitz im Rahmen der „Aktion Brandt“ abgeholt, in hes-
sische Heilanstalten gebracht, starben dort an Krankheiten, Hunger und 
Kälte oder wurden ermordet.98 

Die freigewordenen Gebäude wurden in der Folge durch die „Orga-
nisation Todt“ als Hamburger Ausweichkrankenhaus ausgebaut und noch 
während des Krieges als „Krankenhaus Ost der Hansestadt Lübeck“ 
geführt. 1943 nahm die erste Lübecker Frauenklinik in einem der „Ham-
burger Häuser“ auf dem ehemaligen Gelände der Heilanstalt mit 220 Bet-
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ten unter der Leitung des Chefarztes Professor Dr. Heinz Kirchhoff99 ihren 
Betrieb auf. 

Heinz Kirchhoff, geboren am 4. Juni 1905 in Wilhelmshaven, studierte 
in München, Tübingen und Hamburg. Approbation und Promotion erfolg-
ten 1930 in Hamburg. Nach einer Station in Bremen habilitierte er 1936 in 
Kiel.100 1937 trat er der NSDAP (Nr. 5.275.568/3959685 RÄK) bei und war 
Mitglied im Nationalsozialistischen Deutschen Dozentenbund (NSDD) 
und ab März 1938 im NSD-Ärztebund (Nr. 21454). Von 1937 bis 1939 
war er in Leipzig als Assistenz-, später als Oberarzt in der Universitäts-
Frauenklinik tätig. Nach seiner Zeit als Militärarzt übernahm er 1943 die 
städtische Frauenklinik in Lübeck. 

In dieser Frauenklinik fand ab 1943, vor allem aber im Jahr 1944 eine 
Vielzahl von dokumentierten Schwangerschaftsabbrüchen statt, darunter 
auch drei Fälle aus dem Kreis Oldenburg. In einer Vernehmung101 der 
Kriminalpolizei Lübeck im Städtischen Krankenhaus Ost am 8. November 
1945 gab Dr. Kirchhoff detailliert das in seiner Klinik eingesetzte Schwan-
gerschaftsunterbrechungsverfahren zu Protokoll. 

„Die Patientin Anna G[...]102 wurde hier eingewiesen, um eine bean-
tragte und von der Ärztekammer Schleswig-Holstein, Sitz Bad Segeberg, 
genehmigte Schwangerschaft unterbrechen zu lassen. Dieser Eingriff wur-
de, wie üblich, von einem Assistenten, in diesem Falle von Frl. Dr. med. 
Hiebl103, durch instrumentelle Erweiterung des Gebärmutterhalsteils von 

Städtisches Krankenhaus Ost, Lübeck: Hier wurden hunderte Abbrüche durchgeführt
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der Scheide aus begonnen, und zwar wurde 
am Abend vorher ein sogenannter „Lamina-
riaquellstift“ eingeführt.“ 

Beim Herausziehen dieses Stiftes, so Dr. 
Kirchhoff in der Vernehmung, könne dann 
die Frucht entfernt werden. Bei Komplikatio-
nen werde nach Vorschrift zuerst die „Ober-
ärztin, Frl. Dr. Maria Wissler“104, zu weiteren 
Entscheidungen er selbst gerufen. Trotz gro-
ßer Erfahrung könne es auch einem geübten 
Arzt immer wieder passieren, dass bei einer 
Erweiterung des Gebärmutterhalsteils die 
Gebärmutterwand aufplatze. In solchen Fäl-
len, so Dr. Kirchhoff, sei die Entscheidung 
oft nicht leicht, ob die Gebärmutter durch 
Übernähung der Wunde erhalten werden 
könne oder aber ob die Gebärmutter zur 

Errettung des Lebens der Frau entfernt werden müsse. 
Die drei der Frauenklinik zugewiesenen Fälle aus dem Kreis Oldenburg – 

die Zwangsarbeiterinnen kamen von der Insel Fehmarn – gehören in die Kate-
gorie der Spätabbrüche. In der Anzeige für den Amtsarzt vermerkte die Ober-
ärztin Wissler in zwei Fällen die „instrumentelle Ausräumung von Frucht und 
Placenta“, in einem Fall fügte sie die Größe der Frucht mit 32 cm an. 

Bei einem dritten Fall eines Spätabbruchs notierte Dr. Wissler ein vom 
üblichen Verfahren abweichendes operatives Vorgehen und gab in der 
Anzeige eine „Laparatomie und einen Isthmusschnitt“ an. Die Größe der 
Frucht dokumentierte sie mit „entspr. Grav. Mens VI/VII“. 

In diesen drei Fällen verlief der Schwangerschaftsabbruch nach Anga-
ben der Ärztin ohne Komplikationen, die Zwangsarbeiterinnen wurden 
nach 14 Tagen entlassen.105 

Wie im Fall des Kreiskrankenhauses Oldenburg wurden auch die 
Unterlagen der Frauenklinik kurz vor Ende des Krieges beseitigt. Kranken-
geschichten mit Fieberkurven wurden vor dem Einmarsch der Engländer 
gegen den ausdrücklichen Befehl von Dr. Kirchhoff, so seine Aussage im 
Vernehmungsprotokoll, von seiner „überängstlichen Ärztin, Fräulein Dr. 
med. Hiebl, vernichtet“. Hiebl „fürchtete seiner Zeit den Einmarsch von 
russischen Besatzungstruppen“. Erhalten geblieben und von den Englän-
dern eingezogen sind die Stationsbücher der Ein- und Abgänge von auslän-
dischen Patientinnen und Patienten für den Zeitraum von 1939 bis 1945. 
Auch für die Zwangsarbeiterinnen aus dem Kreis Oldenburg lässt sich so 
die Verweildauer nachvollziehen. 

Heinz Kirchhoff 1974 bei einer Vorlesung 
an der Universität Göttingen, wo er ab 1954 
gelehrt hatte
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Protokoll einer Vernehmung. Im Oktober 1945 bereitete die Polish War 
Crimes Mission (Team Lübeck) die Eröffnung eines Kriegsverbrecherpro-
zesses gegen Dr. Kirchhoff u. a. vor. In diesem Zusammenhang wurde als 
Zeuge Dr. Karlis Vanadzins, vormaliger Arzt im Kreiskrankenhaus Olden-
burg, befragt und das nachfolgende Protokoll zu den Akten genommen.106  

„Des Zeugen Karlis Vanadzins, in der Strafsache gegen Dr. Kirchhoff 
und Genossen, aufgenommen durch den Richter-Investigator Ltn. Stefan 
Sb.i…ski [unleserlich] in Lübeck am 19. Juli 1946.

Es erscheint der Zeuge Dr. med. Karlis Vanadzins, 56 Jahre alt, evan-
gelisch, Arzt und Spezialist für Roentgen und Physiotherapie, lettischer 
Nationalität, wohnhaft in Lübeck, Kleiststr. „Lettenlager Riga“, mit den 
Beschuldigten weder verwandt noch verschwägert, belehrt über die Folgen 
des Meineides und rechtmäßig beeidet, sagt zur Sache selbst aus:

Seit 1. Februar 1939 bis zur Besetzung Lettlands durch die russischen 
Truppen war ich Direktor des städtischen Krankenhauses in Riga, vom 28. 
Oktober 1944 als Arzt im Kreiskrankenhaus in Oldenburg Holstein einge-
setzt und seit dem 14. November 1945 bin ich Lagerarzt in Lübeck.

In der Frauenklinik „Ost“ in Lübeck war ich niemals gewesen und ken-
ne die Ärzte, insbesondere Dr. Kirchhoff, Dr. Hiebl, Dr. Wissler überhaupt 
nicht, Dr. Rinne und Dr. Voigt nur aus der Ärztekammer in Bad Segeberg. 
Ich kenne also die Zustände in dieser Frauenklinik gar nicht.

Ich selbst war beschuldigt den deutschen Frauen gegenüber unerlaub-
terweise Fruchtabtreibungen gemacht zu haben, wurde aber freigespro-
chen. Ich habe mich vor dem Gericht darauf berufen, dass die deutschen 
Ärzte im Krankenhaus Fruchtabtreibungen leicht durchgeführt haben den 
Ausländern gegenüber. Es war nur eine formelle Sache, um die Erlaubnis 
zu bekommen. Die Patientin musste nur ihre Zustimmung dazu schriftlich 
unterzeichnen, wonach der Arzt sich an die Ärztekammer in Bad Segeberg 
wenden musste. Es war also unter den Nazis eine Leichtigkeit, Frucht abzu-
treiben. Ob dieselben Vorschriften auch den deutschen Frauen gegenüber 
galten, weiß ich nicht. 

Als die englischen Truppen sich näherten, verweilte ich im Kranken-
haus Oldenburg. Wir bekamen den Befehl, alle Papiere, die die Fruchtab-
treibung betreffen, zu beseitigen. Es musste also etwas unerlaubtes oder 
unmoralisches darin gewesen sein.

Ich habe alles ausgesagt. 
durchgelesen – angenommen – unterzeichnet
Dr. med. Karlis Vanadzins“

Diese Zeugenaussage von Dr. Vanadzins vom 19. Juli 1946 ist ein wich-
tiges Dokument für die frühen Versuche der britischen Militärbehörde, 
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nationalsozialistisches Unrecht juristisch aufzuarbeiten. Sie gibt über das 
ausgewertete Dokumentenmaterial hinaus aus der Sicht eines Akteurs Ein-
blick in die Praxis von Schwangerschaftsabbrüchen in Oldenburg (Hol-
stein) und Lübeck sowie die gezielte Vernichtung von Beweismaterial am 
Ende des Krieges.

Dr. Vanadzins betont dabei, dass er die Hauptbeschuldigten nicht per-
sönlich kannte und die Frauenklinik des Städtischen Krankenhauses Ost 
nie betreten habe. Diese Distanz verleiht seiner Schilderung der allgemei-
nen Abläufe eine größere Glaubwürdigkeit, da keine persönliche Voreinge-
nommenheit gegenüber den Beteiligten erkennbar ist.

Die protokollierten Aussagen bestätigen die rassistische Doppelmoral 
des NS-Regimes: Während Schwangerschaftsabbrüche bei deutschen Frau-
en streng sanktioniert wurden, waren sie bei Zwangsarbeiterinnen politisch 
gewollt, um „fremdvölkischen“ Nachwuchs systematisch zu verhindern. 
Vanadzins nutzt sein Wissen über diese Praxis auch als Verteidigungsstrate-
gie für sein eigenes Verfahren. 

Er beschreibt die Eingriffe als rein „formelle Angelegenheit“, die von 
der NS-Bürokratie systematisch gedeckt war. Er belegt damit, dass das 
medizinische Personal Abbrüche bei Zwangsarbeiterinnen routinemäßig 
und mit bürokratischer Billigung vornahm. Die Ärztekammer spielte hier-
bei die zentrale Rolle der genehmigenden Instanz. Kliniken wie die Frau-
enklinik Lübeck Ost oder das Kreiskrankenhaus Oldenburg fungierten als 
Orte, an denen rassenpolitische Vorgaben medizinisch exekutiert wurden.

Der Hinweis auf den Befehl, alle Unterlagen vor dem Eintreffen der 
britischen Truppen zu vernichten, ist ein klares Indiz für das Unrechtsbe-
wusstsein der Verantwortlichen. Es dokumentiert den Versuch, die Spuren 
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit nachträglich zu beseitigen.

Epilog

Am 3. Mai 1945 eroberten die Briten Neustadt in Holstein. Die Unterbrin-
gung und Versorgung der Überlebenden der Cap-Arcona-Katastrophe und 
des Massakers an jüdischen KZ-Häftlingen am Neustädter Strand stellte die 
Briten vor großen Herausforderungen. Eine Vielzahl schwerverletzter Frau-
en wurde auch in der Frauenklinik des Landeskrankenhauses behandelt.  

Dennoch fand die britische Militärverwaltung Zeit, insbesondere die 
Leitungsmitglieder des Krankenhauses auf ihre nationalsozialistische Ver-
gangenheit zu überprüfen. Schon im Juli 1945 erhielt auch Dr. August 
Giesecke, Chefarzt der Frauenklinik, einen Fragebogen, den der Oberprä-
sident, zuständig für die Provinzialverwaltung, an die britische Militärregie-
rung zur Prüfung weiterreichte.107 
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Giesecke gab in seinem Fragebogen an, schon seit 1935 Mitglied der 
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) und des Nationalsozialisti-
schen Deutschen Ärztebundes (NSDÄB) gewesen zu sein, ein Jahr zuvor sei 
er dem paramilitärischen Nationalsozialistischen Kraftfahrkorps (NSKK) 
beigetreten. In der Funktion eines „Sturmarztes“ hatte er im November 
1942 den Dienstgrad eines „Hauptsturmführers“ erreicht.108  

Ordentliches Mitglied der NSDAP konnte er erst nach Lockerung der 
Eintrittsmöglichkeiten unter dem 1. Mai 1937 werden, zunächst war er in 
der Ortsgruppe Rendsburg gemeldet. Kurz nach der Heirat im Oktober 
1937 trat auch seine Ehefrau der Partei bei, 1940 dann auch seine beiden 
Töchter Ilse und Ursula.109 Mit seinem Wechsel an das Landeskrankenhaus 
gehörte Giesecke ab 1943 zur Ortgruppe Neustadt. Für den Chefarzt der 
Frauenklinik des Landeskrankenhauses der Provinz Schleswig-Holstein 
war es selbstverständlich, jedes Schreiben, so auch die Schreiben zur Bestä-
tigung einer Schwangerschaftsunterbrechung, mit einem „Heil Hitler“ zu 
beenden.  

Im August 1948 stellte Giesecke in einem Schreiben an die Kassen- 
ärztliche Vereinigung – nicht ohne Stolz – heraus, dass „die Prüfung [sei-
nes] Fragebogens durch die Militär-Regierung ohne jede Beanstandung 
erfolgt“ sei.110 

Der Fokus staatsanwaltlicher Ermittlungen zu Kriegsverbrechen lag 
in Neustadt auf der Verlegungspraxis und Ermordung von Psychiatriepa-
tienten. Der „Pionier“ der Zwangsabtreibungspraxis im Kreis Oldenburg 
– Giesecke nahm im Juni 1943 den ersten Schwangerschaftsabbruch an 
einer Zwangsarbeiterin vor111 – blieb unbehelligt, seine Funktion als Chef-
arzt unangetastet, zwischenzeitlich übernahm Giesecke sogar die ärztliche 
Leitung des Landeskrankenhauses.112 1954 kündigte er altersbedingt seine 
Stellung.113 Er verbrachte seinen Ruhestand in Lübeck und starb dort 1974. 

Wie August Giesecke konnten alle Akteure und Ärzte, die an den mas-
senhaften Schwangerschaftsabbrüchen mittel- und unmittelbar beteiligt 
waren, nach Kriegsende ihre Tätigkeiten und Karrieren fortsetzen.  

Etwa Dr. Heinrich Strohmann, Cheforganisator im Landesarbeitsamt 
Nordmark, zuständig für Hamburg, Mecklenburg und Schleswig-Holstein. 
In der Nachfolgebehörde des Landesarbeitsamts Hamburg wurden ausge-
wiesene Fachleute gebraucht. Strohmann erhielt 1957 für seine Verdienste 
als Medizinaldirektor das Bundesverdienstkreuz Erster Klasse am Bande, 
1965 vom Hartmannbund für besondere Verdienste durch erfolgreiche 
berufsständische Arbeit und eine vorbildliche ärztliche Haltung die Thie-
ding-Plakette.114 

Eine besonders steile Karriere legte der ehemalige Chefarzt der Lübec-
ker Frauenklinik im Städtischen Krankenhaus Ost hin. Dr. Heinz Kirchhoff 
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blieb noch bis 1954 in Lübeck, erhielt dann einen Ruf an die Universität 
Göttingen. Als einer der führenden Gynäkologen der Bundesrepublik war 
er ein entschiedener Abtreibungsgegner und verständnisvoller Akteur in 
der eugenischen Frage.  Für seine Verdienste wurde Kirchhoff am Ende 
seiner Laufbahn mit der Albrecht-von-Haller-Medaille der Universität Göt-
tingen, 1981 mit der Paracelsus-Medaille geehrt.115 

Der Universität Göttingen vermachte Kirchhoff eine 600 Objekte 
umfassende Sammlung zum Thema Muttergottheiten und Fruchtbarkeits-
symbole. Die Venus von Kostienki, ein altsteinzeitliches Fruchtbarkeits- 
und Mutterschaftssymbol, benannt nach der archäologischen Fundstätte 
Kostenki in Russland, mag ihn möglicherweise an unzählige Schwanger-
schaftsabbrüche von „Ostarbeiterinnen“ erinnert haben, die unter seiner 
Klinikleitung vorgenommen wurden.116 

Der Aufstieg des Amtsarztes des Kreisgesundheitsamtes Dr. Störmer 
verlief hingegen deutlich bescheidener. Aber immerhin wurde er nach der 
Übernahme in die Nachfolgebehörde als Obermedizinalrat aus dem Dienst 
entlassen. 
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Abstract

Der Beitrag stellt umfassend dar, in welchem Umfang in den Jahren 1943 
bis 1945 im Kreis Oldenburg (Holstein) Schwangerschaftsabbrüche an 
Zwangsarbeiterinnen vorgenommen wurden und wie diese Eingriffe in das 
Selbstbestimmungsrecht der betroffenen jungen Frauen bürokratisch orga-
nisiert waren. Der Autor beleuchtet damit nicht nur einen vergleichsweise 
unerforschten Aspekt der Geschichte der NS-Zwangsarbeit, sondern lie-
fert auch detailliert Erkenntnisse über die Funktionsweise eines regionalen 
Institutionen- und Instanzengefüges im Kontext nationalsozialistischer Ras-
senideologie und Eugenik. 

Während das Regime Abtreibungen an deutschen Frauen streng straf-
rechtlich sanktionierte, wurden sie ab März 1943 für schwangere „Ostar-
beiterinnen“ erlaubt und durch Unterdruck-Setzung herbeigeführt, um 
„fremdvölkischen“ Nachwuchs zu verhindern und eine Einschränkung der 
Arbeitsleistung der Zwangsarbeiterinnen zu vermeiden. Insgesamt wertet 
Dietrich Mau 99 Fälle im Bereich des Amtsarztes des Kreises Oldenburg 
aus, die von Juni 1943 bis März 1945 zu Abbrüchen bei Zwangsarbeiterin-
nen in den Kliniken von Oldenburg, Burg auf Fehmarn, Neustadt i.H. und 
Eutin sowie im Städtischen Krankenhaus Ost in Lübeck führten. (Auffal-
lend ist, dass 40 der 99 Zwangsarbeiterinnen auf Fehmarn tätig waren, was 
auf eine besonders intensive und engmaschige Meldetätigkeit der dortigen 
Ortsbauernführer gegenüber den Behörden schließen lässt.)

Jeder einzelne medizinische Eingriff folgte einem stringenten bürokrati-
schen Ablauf, in den die jeweiligen „Betriebsführer“ und Ortsbauernführer, 
niedergelassene Ärzte, die zuständige Gutachterstelle der Ärztekammer in 
Bad Segeberg, die Krankenhausverwaltungen sowie Klinikärzte involviert 
waren. Zusätzlich waren auch das Staatliche Gesundheitsamt des Kreises 
(Amtsarzt Georg Störmer), der Landrat, das Gauamt für Volksgesundheit 
sowie die Arbeitsämter regelmäßig in den Schriftverkehr einbezogen.

Aus den Korrespondenzen – u.a. des Leitenden Arztes bei den Lan-
desarbeitsämtern Nordmark und Schleswig-Holstein, Heinrich Strohmann 
– lassen sich einerseits praktisch-logistische Probleme rekonstruieren (etwa 
das Ringen um Klinikbetten und gesondert einzurichtende Krankenba-
racken für die „Ostarbeiterinnen“); andererseits wird daraus deutlich, wie 
kaltblütig-technokratisch die eugenischen Maßnahmen von den beteiligten 
Akteuren umgesetzt wurden. So entwirft der Beitrag erstmals auch Porträts 
der beteiligten Kliniken und Ärzte, darunter August Giesecke (Neustadt), 
Ulrich Voß, Karlis Vanadzins (beide Oldenburg), Heinrich Rießen (Burg), 
Heinz Kirchhoff (Lübeck) sowie Ernst und Gertrud Bienwald (Eutin).


